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KIRCHE & STAAT - EINE UNHEILIGE ALLIANZ 

 

Das pädokriminelle Netzwerk in Österreich und die Methoden seiner Vertuschung 

 

Am Beispiel des Lehrers Herbert Szlezak, dem Aufdecker des Missbrauchsskandals 

rund um das August Aichhorn Haus,  soll gezeigt werden, dass in Österreich 

unbescholtene  Menschen, die ihre Dienst- und Gewissenspflicht erfüllen von der 

Justiz nicht unterstützt,  sondern vielmehr die Aufdecker dann selbst unter Druck 

kommen und von kriminellen Teilen der  Justiz verfolgt werden und versucht wird, sie 

mit Hilfe von durch Rechtsbeugung und Rechtsbruch herbeigeführten 

Fehlurteilen,  existentiell fertig zu machen. 

 

Dieser Bericht basiert auf Recherchen des außerparlamentarischen unabhängigen 

Bürgeruntersuchungsausschusses AUA und auf Dokumentationen der 

Opferschutzorganisation Opferoffensive.  

 

Als Quellschriften dienen die BEWEISMITTEL ZUM Strafverfahren Republik Österreich 

gegen Herbert Szlezak 91Hv 93/17p-1/6 / Oberlandesgericht Wien 18 Bs 134/18i und 

Dokumente der Causa Josef Holzinger. 
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Druckkostenbeitrag: 70 EUR 

 

 

Wichtiger Hinweis: Der Verein Opferoffensive erhält keine öffentlichen Förderungen 

oder Subventionen. Der Verein finanziert seit Jahren seine Tätigkeiten allein  mit den 

bescheidenen Eigenmitteln der Aktivisten. 

 

Auch die Erstellung dieses wichtigen Dossiers hat Geld gekostet. Bitte vergessen Sie 

deshalb nicht, Ihren Druckkostenbeitrag für das 176 seitige Dossier in Höhe von 70 

EUR auf das Konto der Opferoffensive zu überweisen. 

  

Bank: Commerzbank 

Kontowortlaut: Opferoffensive 

IBAN: DE98 7814 0000 0234 6203 01 

BIC: COBADEFFXXX 

 

Geben Sie bitte bei der Überweisung im Verwendungszweck Ihre Postadresse  an. 

Eine Rechnung wird Ihnen nach Erhalt des Betrages an Ihre Postanschrift zugestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

Zitat der Präsidentin des Nationalrat Mag. Barbara Prammer: 

„Die Strukturen in Österreich funktionieren noch ganz gut - bis auf die Justiz!“ 
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Vorwort 

In Österreich hat sich seit vielen Jahren ein pädo-kriminelles Netzwerk etabliert und 

Politik und Behörden infiltriert. Nur deshalb war es möglich, dass jahrzehntelang 

Tausende von Kindern in Heimen, Wohngemeinschaften, Behinderteneinrichtungen 

und kirchlichen Internaten gequält, vergewaltigt und sexuell ausgebeutet wurden. Nur 

durch die intensive Medienberichterstattung ist zuerst die Kirche und dann auch die 

Politik gezwungen worden 

zu reagieren und diese Tatsache einzugestehen. (Siehe Medienberichterstattung 

Missbrauch in kirchlichen Einrichtungen wie Internaten der Schulbrüder, Benediktiner 

etc. und Landeskinderheimen August Aichhorn Haus, Schloss Wilhelminenberg, 

Kinderheim Hohe Warte etc.) 

Um die Opfer zu entschädigen wurden von der katholischen Kirche und von der 

Landespolitik Kommissionen eingerichtet, die Missbrauchstäter blieben aber bis zum 

heutigen Tag ungeschoren. Leider ist die österreichische Justiz nicht willens die 

zahlreichen immer noch aktiven Täter unschädlich zu machen. So wurde von 

führenden Vertretern der Staatsanwaltschaft Wien bis hin zum leitenden 

Oberstaatsanwalt die Aktivitäten des pädokriminellen Netzwerks auch im Fall 

Kampusch amtsmissbräuchlich vertuscht. 

Der ehemalige Präsident des obersten Gerichtshofs Dr. Johann Rzeszut hat diese 

Tatsache in seinem Brief an die Clubobmänner aller im Parlament vertretenen Parteien 

öffentlich gemacht. Viele in ihrer Kindheit z.B. in katholischen Eliteschulen 

schwerstmissbrauchte Zöglinge haben sich im Laufe der Schuljahre mit ihren Tätern 

solidarisiert und missbrauchen nun gemeinsam mit ihren Peinigern die nächste 

Schülergeneration. 

Aus diesen Täterketten sind Seilschaften entstanden, die sich gegenseitig in 

Machtpositionen hieven und ihre Macht dazu missbrauchen, an Kinder 

heranzukommen um diese straffrei sexuell ausbeuten zu können. Aufdecker, die dieser 

kriminellen Organisation auf die Schliche kommen werden existenziell bedroht, 

gemobbt, versetzt, gekündigt, besachwaltet, zwangspsychiatriert, zwangspensioniert 

oder sogar ermordet (Oberst Franz Kröll Chefermittler im Fall Kampusch). 

Der österreichischen Politik und den zuständigen Behörden sind diese Fakten 

durchaus bekannt. Sie werden seit Jahren von Opfern, Angehörigen von Opfern, 

Lehrern, Erziehern, Sozialarbeitern und Opferschutzvereinen darauf hingewiesen. 

(Karlsson Bericht „Verwaltete Kinder“ 1974). 

Der Verein Opferoffensive weißt seit vielen Jahren nachweislich sämtliche 

verantwortlichen Amtsträger: Minister, Abgeordnete aller Parteien Landeshauptleute, 

Bischöfe und Spitzenbeamte von Justiz, Polizei und Jugendamt auf die Existenz 



“pädokrimineller Netzwerke“ hin, und hat auch immer wieder Anzeige gegen 

zahlreiche Täter und Täterorganisationen erstattet. 

Diese werden aber bis zum heutigen Tag von unserer täterfreundlichen Justiz 

geschützt und trotz tausender Opfer wird, immer noch die Existenz dieser kriminellen 

Netzwerke, die sich jetzt auch ungehindert an Flüchtlingskindern vergreifen, 

geleugnet. 

Es sei in diesem Zusammenhang auf ein Zitat von Nationalratspräsidentin Mag. 

Prammer bezüglich der Ära von Justizministerin Mag. Bandion-Ortner vom 30.1.2011 

hingewiesen.  

Die Strukturen in Österreich funktionieren noch ganz gut - bis auf die Justiz! 

Zusammenfassung 

Im Rahmen des Bürgeruntersuchungsausschusses AUA Tatort Justiz 

(Lokalaugenschein Tatort Justiz 1. Teil – Fall des Erbbauern Josef Holzinger) zitierte 

der Leiter des Ausschusses  Herbert Szlezak im Zusammenhang mit dem Heim- und 

Internatsmissbrauchsskandal  und dem Justizterror rund um die rechtswidrige 

Zwangsenteignung des Erbbauern Josef Holzinger mit einem Posting im Internet: 

„Im Österreich von heute sitzen die gemeingefährlichsten Verbrecher nicht in der 

Strafanstalt Stein sondern in der Justiz.“ 

Unter der Aktenzahlen 91Hv 93/17p-1/6 wurde deswegen Anklage gegen Herbert 

Szlezak wegen übler Nachrede „“111(1) 112(2) StGB und Verleumdung $297StGB 

erhoben. Er brachte zahlreiche Beweismittel ein, die belegen, dass er die Wahrheit 

gesprochen hat und deshalb unschuldig und frei zu sprechen ist. 

Die Beweismittel wurden aber vom Gericht nicht entsprechend gewürdigt sondern 

bewusst ignoriert und Herbert Szlezak  wegen Verleumdung zwar frei gesprochen, 

aber in derselben Sache  seltsamerweise  wegen übler Nachrede verurteilt. Herr 

Szlezak beschreibt den Sachverhalt ausführlich  in seinem autobiografischen Roman, 

welcher noch vor dem Sommer erscheinen wird. 

Herbert Szlezak war seit 1996 als Lehrer im Sonderpädagogischen Zentrum 

Hackinger Kai tätig. Dort gingen auch die Heimkinder des nahegelegenen August 

Aichhorn Hauses in die Schule. Immer wieder gab es sonderbare Hinweise durch 

Schüler, die er aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht zuordnen konnte.  Im Jahre 2000 

aber berichtete ein Schüler erstmals konkret einer Lehrerkollegin und ihm über 

pädokriminelle Vorfälle im August Aichhorn-Haus.  

Herr Szlezak ließ daraufhin seine Schutz- und Aufsichtsplicht walten und machte sofort 

Meldung bei seinem unmittelbar vorgesetzten Direktor und dem zuständigen 

http://www.saubere-haende.org/typo3/index.php?id=138
http://www.saubere-haende.org/typo3/index.php?id=138


Schulinspektor. Er meldete  den Vorfall bei der Jungendanwaltschaft und begleitete 

mehrere betroffene Schüler und Ex-Schüler zur Anzeigeerstattung bei der 

Kriminalpolizei Hietzing. Schon damals fiel auf, dass seine Aufdeckungsarbeit vom 

verantwortlichen Schulinspektor nicht unterstützt sondern im Gegenteil systematisch 

behindert wurde. 

Es handelt sich um denselben Schulinspektor,  der eng mit den Verantwortlichen der 

Täterorganisation verstrickt war und in dessen Verantwortungsbereich es immer 

wieder zu sexuellen Übergriffen auf Kinder gekommen war. 

Im Jahr 2007 wurde sein Lehrvertrag dann von eben diesem Schulinspektor 

rechtswidrig aufgekündigt. Als Kündigungsgrund diente, das Szlezak dem 

Stadtschulrat von Wien im Zusammenhang mit dem Ermöglichen bzw. der 

Begünstigung und in weiterer Folge mit der Vertuschung von sexuellen - Missbrauch 

von Zöglingen des August - Aichhorn Hauses widerholt Amtsmissbrauch vorgeworfen 

hat.  

Die von Herbert Szlezak darauf eingebrachte Strafanzeige - 

Dienstaufsichtsbeschwerde verlief im Sand und seinen Arbeitsrechtsprozess gegen die 

Kündigung verlor er, weil in dem Verfahren nicht auf die Hintergründe der Kündigung 

eingegangen wurde. Es wurde vielmehr eine grobe Dienstpflichtverletzung konstruiert 

und damit seine Kündigung begründet und gerechtfertigt. 

Die fragwürdige Rolle der Justiz in dem Zusammenhang beschreibt er im Zuge einer 

Akteneingabe in Beilage B76. 

Weitere Prozesse folgten - die er wegen der konsequenten Weigerung der Gerichte, 

sich mit den Hintergründen - organisierter sexueller Missbrauch in Institutionen, zu 

beschäftigen, verlor. Das hat ihm bisher alleine Gerichtsschulden in der Höhe von 

50.000 Euro eingebracht hat. 

Im Prozess gegen die Schulbrüder wegen Unterlassung und Ruf- und 

Kreditschädigung gewann er in erster Instanz. Das Urteil wurde allerdings vom 

Oberlandesgericht Wien MIT DER BEZEICHNENDEN BERÜNDUNG - ES GAB BEI 

DEN SCHULBRÜDERN KEINEN ORGANISIERTEN - SEXUELLEN - MISSBRAUCH 

WEIL ES BIS DATO KEINE VERURTEILUNGEN GIBTumgedreht und seine 

außerordentliche Revision beim obersten Gerichtshof abgewiesen. 

Herr Szlezak  gründete 2009 die Opferschutzorganisation Opferoffensive und wurde 

Sprecher der Aktionsplattform Bürgerdemokratie statt Parteiendiktatur. 

Bis heute hat Herbert Szlezak mit den Folgen des ihm widerfahrenen Unrechts zu 

kämpfen und arbeitet unermüdlich an seiner Rehabilitation.   



Chronologie 

2000 Bekanntwerden des sexuellen Kindesmissbrauchs im August Aichhorn Haus 

2001 Medienprozess gegen Kronenzeitung und Herbert Szlezak wegen dem Artikel 

„Schrecklicher Verdacht gegen Kinderheim“ 

2001 Prozess gegen Reinigungsunternehmer - Einzeltäter Freispruch im Zweifel, Urteil 

vom Obersten Gerichtshof aufgehoben  

2002 Prozesswiederholung  gegen Reinigungsunternehmer - Einzeltäter erneut 

Freispruch im Zweifel 

2006  Szlezaks Schulprojekt Projekt JPL zur Prävention von sexuellem Missbrauch  

2007 Die Weisung sämtliche Tätigkeiten in Bezug auf das Projekt JPL einzustellen 

2007 Kündigung Arbeitsrechtsprozess gegen Kündigung 

2009 Gründung der Opferoffensive 

2009 Strafanzeige bzw. Dienstaufsichtsbeschwerde gegen führende Vertreter des 

Stadtschulrats für Wien und anderer Wiener Behörden. 

2009 Brief an den Erzbischof von Wien  

2010 Anzeige der Schulbrüder gegen Herbert Szlezak wegen Verleumdung wurde von 

der Staatsanwaltschaft eingestellt 

2010 Strafanzeige Herbert Szlezak gegen den Orden der Schulbrüder  

2010 Strafanzeige Herbert Szlezak  gegen den Verein für sozialpädagogisch - 

therapeutische Betreuung " August Aichhorn Haus " 

2010 Strafanzeige des Vereins Opferoffensive gegen die Österreichischen Bischöfe 

und katholischen Hierachen.  

2011 Strafanzeige des Vereins Opferoffensive  gegen den Leiter der 

Oberstaatsanwaltschaft Wien Dr. Werner Pleischl und andere 

2012 Gründung der Aktionsblattform : Justiznotstand in Österreich ! Aktivbürger 

gegen Justizwillkür ! 

2012 Bekanntgabe Errichtung des außerparlamentarischen 

Bürgeruntersuchungsausschusses AUA 

2012 Strafverfügung wegen Parlamentsaktion, Abwurf von Flugblättern Resolution für 

Österreich 

2013 Prozess gegen die Schulbrüder wegen Unterlassung - Ruf und 

Kreditschädigung  



2014 Strafanzeige gegen den Bürgermeister der Stadt Wien Dr. Michael Häupl den 

Schulinspektor Richard Felsleitner und andere 

2015 Urteil des Verfassungsgerichtshofes: Der Beschwerdeführer ist durch das 

angefochtene Erkenntnis in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf 

Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz verletzt worden. 

2016 Ernennung zum Bundesparteiobmann und Generalbevollmächtigten der Partei 

BRAVO Österreich 

2017 Lokalaugenschein Tatort Justiz - Prozess gegen Herbert Szlezak wegen übler 

Nachrede und Verleumdung 

2019 Dieses Dossier ergeht an die hauptverantwortlichen Amtsträger der Republik 

Österreich 

 

 

 

 

 

 

 



 

Kindesmisshandel - Geschäftsmodell - Systemdarstellung 

 

Seit Jahrzenten bekannt, nie aufgedeckt - was passiert in unserem Land wirklich? 

Dass es überall auf der Welt Strukturen gibt, die vom Kinderhandel, Sexsklaverei und 

anderen kriminellen Tätigkeiten profitieren, ist keine Neuigkeit. Das Ausmaß, ja, die 

sogar Allgegenwärtigkeit dieser Phänomene in Österreich bleibt aber weitaus 

unbekannt. Oder unter den Teppich gekehrt. 

 

Man muss vorausschicken, Kindererziehung und Kinderbetreuung waren und sind in 

Österreich ein riesiges und lukratives  Geschäft. Monatlich fließen Millionen an 

Steuermittel in diesen Bereich. Caritas, Diakonie, Volkshilfe, etc. teilen sich seit 

Jahrzehnten gemeinsam mit politisch gut vernetzten Privatanbietern den durch den 

Flüchtlings Import noch zusätzlich  explodierenden Markt. 

 

Die Mitarbeiter der Jugendämter spielen dabei mit.  Beamte des 

Jugendamtes  bauschen  Erziehungsmissstände künstlich  auf und konstruieren 

dadurch willkürlich Gefahr in Verzug für das Kindeswohl was sie als Vorwand nutzen 

die Kinder aus den Familien zu reißen und zwangsweise in für die Allgemeinheit 

kostspielige  Erziehungseinrichtungen einzuweisen.  



Mit dieser Methode werden befreundete Kirchen und Partei nahe 

Erziehungseinrichtungen gefüllt und mit Fürstlichen Tagsätzen für jeden einzelnen 

Betreuungsfall entlohnt.  

Dort werden die Kinder, wenn sie Pech haben, noch zusätzlich als Sex und 

Arbeitssklaven ausgebeutet uns so mancher Trägerverein verkauft diese Tätigkeiten 

noch als besonders wertvolle und deshalb zu Recht kostspielige erlebnis-

pädagogische Maßnahme.  

Dieses System ist für die Trägervereine höchst lukrativ und ermöglicht es ihnen, 

großzügige Spenden, an Parteien und kooperative Behördenvertreter zu leisten. 

Dieses Geschäftsmodell funktioniert seit Jahren perfekt und wird von Politik, Justiz und 

mit Hilfe psychiatrischer Auftragsgutachter geschützt. 

Teufelskreis Missbrauch 

Nicht nur in Österreich ist seit jeher sexueller Missbrauch “Tradition” und für viele 

Kinder Alltag. In vielen Familien ist der sexuelle Missbrauch ein ganzes Leben lang ein 

wohl gehütetes Geheimnis. 

Vielen Opfern wird der Missbrauch erst nach Jahren bewusst. Die Verjährung der 

Straftat entwürdigt die Opfer zusätzlich. Die Täter fühlen sich hingegen durch die 

Verjährungsfrist von der Gesellschaft bestätigt und unterstützt. 

Die Gesellschaft zahlt lieber lebenslange Psychotherapie, Invaliditätspensionen, 

Drogenentzug, Arbeitslose, Gefängnis, als endliche etwas gegen die Ursachen 

sexuellen Missbrauchs zu unternehmen. Politik, Jugendamt und Justiz kommen ihrer 

Schutzfunktion für die Kinder aus diversen Gründen wiederholt nicht nach. 

Die Gesellschaft ignoriert weitgehend und vertuscht auch bewusst diesen sozialen 

Missstand, nach dem Motto: “Es kann nicht sein, was nicht sein darf.” 

Das Übel geht sogar so weit, dass Eltern ihre Kinder als persönliches Kapital 

betrachten und diese gegen ein entsprechendes Honorar für sexuellen Missbrauch 

profitabel vermieten. Elitäre, organisierte Pädophilen-Netzwerke rekrutieren mit 

Vorliebe ihre Lustobjekte aus Kinderheimen, Wohngemeinschaften, 

Behinderteneinrichtungen und Hilfsorganisationen, sie werden dabei von Mitarbeitern 

selbiger Einrichtungen gegen Entgelt tatkräftig unterstützt. 

Einflussreiche Täter nützen ihre Macht, um jeden Widerstand der Opfer im Keim zu 

ersticken. Amtsmissbrauch wird durch Amtsgeheimnis und Weisung geschützt. 

Korrekte Behördenvertreter werden eingeschüchtert, gemobbt, versetzt oder gar 

gekündigt, mit anderen Worten, ebenfalls zu Opfern gemacht. 



Jeder parlamentarische Untersuchungsausschuss, für Missstände in Justiz und 

Innenministerium, welcher von der SPÖ und ÖVP abgedreht wurde, ist absolut 

notwendig, er sollte von Opfern und unbestechlichen Organen kontrolliert und sofort 

wieder eingesetzt werden! 

Opfer-Täter-Kreislauf 

Ein weiterer großer Problempunkt, der diesen Strukturen dient, ist der Opfer-Täter-

Kreislauf. Es ist wissenschaftlich bewiesen, dass Opfer, die als Kinder sexuell 

missbraucht wurden, später häufig selbst zu Tätern werden. Damit läuft der 

Teufelskreis weiter und generiert sich selbst immer aufs Neue, das große Familien- und 

Institutionsgeheimnis - alle wissen davon, jeder spürt das Unrecht, alle schauen weg. 

Da nahezu alle Strukturen traditionell von diesen kriminellen "Seilschaften" 

unterwandert sind, ist es sehr schwierig, diesen Kreislauf zu unterbrechen. 

 

Pädophilen-Zuchtanstalten 

Es agieren in Österreich Institutionen als " Pädophilen - Zuchtanstalten ", die unter dem 

Deckmantel der Jugendwohlfahrt und Erziehung die Kinder früh sexualisieren und 

davon profitieren, dass sie die Kinder an pädophile Netzwerke weiterreichen, sie als 

"Arbeits- und Sexsklaven" benutzen und diese zu einschlägigen Partys vermittelt 

werden. 

Als Beispiele für Frühsexualisierung  nenne ich Einrichtungen der Schulbrüder, der 

Benediktiner, der Jesuiten und die Legionäre Christie. Medienbekannte Beispiele sind 

die Szene rund um den Wiener Aktionisten Guru Otto Mühl oder die berühmte 

Odenwaldschule in Deutschland und diverse kirchliche Orden und Kongregationen, 

die traditionell gerade darauf spezialisiert sind. Als Beispiel nenne ich die Legionäre 

Christi, deren Ordensgründer Marcial Maciel nachweislich ein Pädo-Krimineller ist. 

Über den Missbrauch des Sakraments der Beichte  

 

Die Beichte das Bußsakrament dient der Vergebung der Sünden, dass ist gläubigen 

Christen zu allen Zeiten gepredigt wurden, in Wahrheit, so zeigt John Cornwell in 

seinem aufrüttelnden Buch, ist die stets auch ein zentrales Machtinstrument der 

katholischen Kirche gewesen. Nicht nur vermittelt sie schon Kindern die Welt als 

Sündenpfuhl. In ihrem Freiraum wurde systematischer Missbrauch überhaupt erst 

möglich. 

Zitat: Als Papst Pius der X im Jahre 1910 das Mindestalter für die Beichte auf sieben 

Jahre herabsetzte begann ein großes Menschenexperiment: Kinder wurden seitdem 



systematische in Scham und Schrecken gehalten. Die Furcht vor Sünde und ewiger 

Verdammnis schuf bei Generationen von Gläubigen ein Lebensgefühl der Angst. Dabei 

war es kein Zufall dass manche dieser Sünden Formen von Ungehorsam gegenüber 

den kirchlichen  Autoritäten umfassten. Vor allem aber hat die Beichte das Verhältnis 

vieler Gläubiger und katholischer Amtsträger zur Sexualität nachhaltig geprägt. Die 

Folgen sind bis heute spürbar - in einer Epoche von Säkularisierung und sexueller 

Befreiung haben gerade der Freiraum der Beichte und das Konzept der Sünde den 

systematischen Missbrauch von Kindern Vorschub geleistet. Die Verbindungslinie, die 

von der Beichte zum Missbrauch von Kindern führt wurde bislang weder erkannt noch 

erforscht. In vielen Fällen wurde das Sakrament der Beichte dazu benutzt um 

Verletzlichkeiten auszuloten und Kandidaten auf den Missbrauch 

vorzubereiten. Bislang haben das Justizsystem und die kirchlichen Behörden den 

Zusammenhang zwischen dem sexuellen Missbrauch durch Geistliche und der 

Beichte als Zugangsmöglichkeit und Gelegenheit für den Täter sowie als besonders 

traumatisierenden Faktor erkannt. Priester nutzten das Sakrament der Beichte 

regelmäßig als Basis für eine Kontaktaufnahme zu Kindern aus, die sie dann 

missbrauchten. Sie erschlossen sich die Beichte als Gelegenheit um Minderjährige zu 

verführen.  

Das Sakrament der Beichte diente allerdings nicht nur als Türöffner für sexuellen 

Missbrauch sondern auch zu dessen Vertuschung  

Das Sakrament der Beichte wurde von den kirchlichen Missbrauchstätern auch dazu 

missbraucht ihre Verbrechen hinter dem Beichtgeheimnis zu verstecken.  

Deshalb beichteten Täter mit Vorliebe bewusst bei ihren Vorgesetzen ihre Verbrechen, 

die ihm zwar eine Busse auferlegen, (Rosenkranz, Vater Unser, Fasten, etc.) aber, ans 

Beichtgeheimnis gebunden und jedes Mal wieder Absolution erteilen, bis zur nächsten 

Schandtat.  

  

Über die Verantwortung katholischer Amtsträger vor Gott und der Welt 

Die katholische Kirche war und ist weltweit ein gesellschaftlicher und politischer 

Machtfaktor, der älteste gewinnorientierte internationale Konzern , undemokratisch, 

streng hierarchisch strukturiert , mit einem totalitären Machtanspruch des Papstes 

gegenüber seiner Mitarbeiter und Mitglieder . 

Tatsache ist, dass es im Laufe der Jahrhunderte keine Sünde gibt die nicht von 

christlichen Amtsträgern im Namen Jesu Christi begangen wurde. In 1o Bänden von 

Karl Heinz Deschner, Kriminalgeschichte Des Christentums ist die  lange 

Kriminalgeschichte der Christenheit im besonderem der katholischen Kirche gut 

dokumentiert. 

https://archive.org/details/KriminalgeschichteDesChristentumsBand3DieAlteKircheKarlheinzDeschner


Auch in Österreich gibt es eine seit Jahrhunderten tief in der Gesellschaft und 

besonders in der katholischen Kirche verwurzelte kriminelle Tradition des sexuellen 

Missbrauchs. 

Höhepunkt dieser Entwicklung war, dass ein selbst in seiner Kindheit missbrauchtes 

Opfer, Hans Hermann Groer zum Kardinal Erzbischof von Wien und zum Vorsitzenden 

österreichischen der Bischofskonferenz aufstieg. Und zwar obwohl seine sexuelle 

Orientierung den Entscheidungsträgern der Kirche in Rom, schon vor seiner 

Ernennung zum Bischof bekannt war und auch in Österreich seit langem Gerüchte 

darüber zirkulierten. Siehe auch : Das Buch Groer von Hubertus Czernin Hans 

HERMAN hat im Laufe seiner langen Karriere als Präfekt, Religionslehrer, Priester und 

Landeskurat des Pfadfinderverbandes etc. mehr als tausend Zöglinge - insbesondere 

den österreichischen Priesternachwuchs im Erzbischöflichen Aufbaugymnasium , 

moralisch geformt und sexuell geprägt.   

Viele seiner Jünger, die durch seine segensreichen Hände gingen und mit ihm Brot 

und Bett teilten haben auch, wiederum mit seiner Hilfe, in der katholischen Kirche 

Karriere gemacht und bekleiden nun höchste  kirchliche Ämter. 

Manche von Ihnen können es auch heute nicht lassen, ihre im Internat sozialisierte 

sexuelle Prägung und Orientierung auszuleben und dadurch die nächste Generation 

von Politikern, Juristen, Priestern und andere Akademikern in Österreich moralisch 

und sexuell zu prägen und so auf ihr zukünftiges verantwortungsvolles  Amt 

vorzubereiten. 

  

UND DER TEUFELSKREIS DREHT SICH WEITER 

 

§ 2 StGB Begehung durch Unterlassung 

"Schönborn wusste, dass alles stimmt" - Rezensiert von Ingrid Mitterecker in 

FALTER 21/2011 ... Ingrid Mitterecker | FALTER 21/2011.  

https://www.falter.at/falter/rezensionen/buch/381/9783851292558/das-buch-groer 

Bedroht das Gesetz die Herbeiführung eines Erfolges mit Strafe, so ist auch strafbar, 

wer es unterlässt, ihn abzuwenden, obwohl er zufolge einer ihn im besonderen 

treffenden Verpflichtung durch die Rechtsordnung dazu verhalten ist und die 

Unterlassung der Erfolgsabwendung einer Verwirklichung des gesetzlichen Tatbildes 

durch ein Tun gleichzuhalten ist. 

Dieser österreichische Straftatbestand wurde in zahlreichen Fällen zweifellos von 

katholischen Bischöfen, Hierarchen  und staatlichen Amtsträger verwirklicht. Diese 

https://deref-gmx.net/mail/client/bVVrCqt7XxM/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.falter.at%2Ffalter%2Frezensionen%2Fbuch%2F381%2F9783851292558%2Fdas-buch-groer
https://de.wikipedia.org/wiki/Hierarchie


werden aber bis zum heutigen Tag von unserer täterfreundlichen Justiz geschützt und 

trotz tausender Opfer wird, immer noch die Existenz dieser kriminellen Netzwerke, die 

sich jetzt auch ungehindert an Flüchtlingskindern vergreifen, geleugnet.  

 

Methoden der Vertuschung 

Um all das zu ermöglichen, bedienen sich die kriminellen Netzwerke der vielen 

Schwachstellen in den Strukturen von Justiz, Politik, Psychiatrie, Presse, sogar 

Wissenschaft und Forschung. Die Schwachstellen in diesen Systemen sind einerseits 

entweder erpress- oder bestechbar (oder beides!), andererseits ergeben sich lukrative 

Verdienstmöglichkeiten. Aufdecker werden mundtot gemacht und existenziell 

vernichtet. 

Auch andere Maßnahmen wie Erpressung, Bedrohung der Angehörigen, 

Verfolgungen, Mobbing, Versetzung, Kündigung, Verleumdung, körperliche Nötigung, 

bis zum Auftragsmord werden eingesetzt. Wenn einmal etwas an die Öffentlichkeit 

kommt, werden die Täter regelmäßig als Einzeltäter dargestellt, um die dahinter 

stehenden Strukturen zu verschleiern. Prominente Beispiele sind die Fälle Adolf Loos, 

Kardinal Hans Hermann Groër, Otto Mühl, Wolfgang Přiklopil; Fall Luca und auch der 

Fritzl. Siehe auch österreichischer Heim- und Internat Kinder Missbrauchsskandal. 

Es gibt zahlreiche Belege 

Die Fälle bleiben nicht ohne Belege. Ausführliche Berichte und Forschungen kommen 

immer wieder ans Licht, erreichen aber selten das breite Publikum. Beispiele sind das 

Buch Guido Grandt und Udo Schulze, Staatsaffäre Natascha Kampusch, die Berichte 

von Wilhelminenberg Kommission, Karlson Bericht Verwaltete Heime, Bericht der 

Klasnic Kommission und auch internationale Berichten wie von Geoffrey Robertson, 

Angeklagt der Papst und Karl Heinz Deschner, Kriminalgeschichte Des Christentums. 

Ich verweise auch auf die aktuellen Berichte der Murphy-Kommission in Irland,   

Missbrauchsbericht von Pennsylvania und von der deutschen Bischofskonferenz.  

Weiter dienen als Quelle Holger Eich und andere, Sexueller Kindesmissbrauch durch 

angehörige der römisch-katholischen Kirche in der Republik Österreich und Mag. 

Philipp Schwärzler, Sexuell, körperliche und seelische Gewalt gegen Kinder und 

Jugendliche innerhalb der römisch-katholischen Kirche in Österreich, Hubertus 

Czernin, Das Buch Groër, Adolf Gallwitz, Grünkram: die Kinder-Sex-Mafia in 

Deutschland und John Cornwell, Die Beichte, erschienen im Berlinverlag. 

 

 

https://archive.org/details/KriminalgeschichteDesChristentumsBand3DieAlteKircheKarlheinzDeschner
https://www.domradio.de/themen/weltkirche/2019-01-12/journalist-kritisiert-missbrauchsbericht-von-pennsylvania
https://www.domradio.de/themen/weltkirche/2019-01-12/journalist-kritisiert-missbrauchsbericht-von-pennsylvania


UN-Bericht: Vatikanpolitik erlaubt Priestern, Kinder zu vergewaltigen  

Die Vereinten Nationen haben den Vatikan [im Jahr 2014] heftig kritisiert, weil er die 

systematische Annahme einer Politik befürwortet, die es Priestern erlaubt, 

zehntausende Kinder zu vergewaltigen und sexuell zu missbrauchen.  

In dem verheerenden Bericht des UN-Ausschusses für die Rechte eines Kindes heißt 

es, der Vatikan müsse alle bekannten oder mutmaßlichen Kinderschänder innerhalb 

des Klerus „unverzüglich entfernen“.  

Der Heilige Stuhl habe „systematisch die Wahrung des Ansehens der Kirche und des 

mutmaßlichen Täters gegenüber dem Schutz von Opfern von Kindern angeordnet“. 

Daraufhin erklärte der Vatikan in einer auf seiner Website veröffentlichten 

Erklärung, dass einige Punkte des Berichts einen “ Versuch darstellten, die Lehre der 

katholischen Kirche zu stören „. 

Bildquelle: Press.Vatican.va / Mit Web.Archive.org wiederhergestellte Seite 

 

Der Vatikan erklärte, er werde den Bericht eingehend prüfen und bekräftigte seine 

Verpflichtung, die Kinderrechte gemäß den UN-Richtlinien und den „moralischen und 

religiösen Werten der katholischen Lehre“ zu verteidigen und zu schützen.  

Die Schlussfolgerungen der Vereinten Nationen kamen nach einer beispiellosen 

Anhörung am 16. Januar [2014] in Genf, in der Vertreter des Vatikans vom UN-

Ausschuss befragt wurden. […]  

“Bekannte sexuelle Missbrauchstäter von Kindern wurden von der Gemeinde in die 

Gemeinde oder in andere Länder verlegt, um diese Verbrechen zu vertuschen“, heißt 

es in dem Bericht.  

Es fügte später hinzu: „Aufgrund eines Schweigekodexes, das allen Mitgliedern des 

Klerus unter Strafe der Exkommunikation auferlegt wurde, wurden Fälle von sexuellem 

Missbrauch von Kindern kaum an die Strafverfolgungsbehörden in den Ländern 

gemeldet, in denen solche Verbrechen stattgefunden haben. “ […] 

Quelle: NBCnews.com (Auszüge) / The Associated Press hat zu diesem Bericht 

beigetragen / Referenz: YouTube.com 

 

 

 

 

http://web.archive.org/web/20141021121503/http:/press.vatican.va/content/salastampa/en/bollettino/pubblico/2014/02/05/0087/00183.html
http://web.archive.org/web/20141021121503/http:/press.vatican.va/content/salastampa/en/bollettino/pubblico/2014/02/05/0087/00183.html
http://press.vatican.va/content/salastampa/en/bollettino/pubblico/2014/02/05/0087/00183.html
http://web.archive.org/web/20141021121503/http:/press.vatican.va/content/salastampa/en/bollettino/pubblico/2014/02/05/0087/00183.html
http://web.archive.org/web/20141021121503/http:/press.vatican.va/content/salastampa/en/bollettino/pubblico/2014/02/05/0087/00183.html
https://www.nbcnews.com/news/world/u-n-report-vatican-policies-allowed-priests-rape-children-n22531
https://www.youtube.com/watch?v=jBOS_-uLnZ0


Auf den Punkt gebracht 

 

 

1. DIE ÖSTERREICHISCHE POLITK UND JUSTIZ HAT DER KATHOLISCHEN 

KIRCHE OFFENBAR DAS PRIVILEG EINGERÄUMT EIN PARALLELES 

RECHTSYSTEM ZU BETREIBEN - DAS KANONISCHE RECHT.  

 

2. DIE KATHOLISCHE KIRCHE HAT DIESES PRIVILEG DAZU MISSBRAUCHT 

UNGESTRAFT IHR ANVERTRAUTE KINDER ZU VERGEWALTIGEN UND 

SEXUELL AUSZUBEUTEN, 

 

3. PÄDOKRIMINELLE JUSTIZ – SEILSCHAFTEN AUS EHEMALIGEN 

KIRCHENOPFERN AUS KATHOLISCHEN ELITESCHULEN SIND AUF GRUND 

IHRER SEXUELLEN PRÄGUNG UND ORIENTIERUNG ERPRESSBAR – 

SCHÜTZEN STRAFTÄTER VOR STRAFVERFOLGUNG UND BILDEN DEN 

NÄHRBODEN FÜR JEGLICHE ART VON KORRUPTION. 

 

 

 

 

 

Es folgt ein Auszug aus den Beweismitteln 91Hv 93/17p-1/6 / Oberlandesgericht 

Wien 18 Bs 134/18i 

 

Das Dossier mit allen im Quellenverzeichnis angeführten Beweismitteln kann auf dem 

Internet-Portal der Opferoffensive über das Kontaktformular bestellt werden. Die 

Auslieferung erfolgt auf DVD und wird auf dem Postweg zugestellt.  

Wichtiger Hinweis: Die Bestellung wird nur von einem eingeschränkten Leserkreis 

(verantwortliche Institutionen und Amtsträger der Republik Österreich) entgegen 

genommen. 

Beim Kauf gilt Integrität und Vertraulichkeit nach DSGVO & DSG als vereinbart. 



Autor: Robertson, Geoffrey  

Titel:  Angeklagt: Der Papst Die Verantwortlichkeit des Vatikans für Menschenrechtsverletzungen 

Die Verantwortlichkeit des Vatikans für Menschenrechtsverletzungen  

Taschenbuch Deutsch 2011  

ISBN-Nummer:  9783892013341  

Deutsche Erstausgabe von „The Case of the Pope“ von Geoffrey Robertson, britischer Kronanwalt  

und international tätiger Anwalt für Menschenrechte: „Angeklagt: Der Papst. Die Verantwortlichkeit  

des Vatikans für Menschenrechtsverletzungen“.   

Im Laufe der letzten Jahrzehnte wurden, konservativ geschätzt, mehr als 100.000 Kinder,  

hauptsächlich Jungen, von katholischen Priestern vergewaltigt oder sexuell misshandelt – ohne dass  

sie dafür zur Rechenschaft gezogen wurden. Für den Autor – er wurde 2008 in den Internal Justice  

Council der Vereinten Nationen gewählt – ein Skandal:   

„Ich war empört darüber, dass das nicht als grausames Menschenrechtsverbrechen behandelt und  

der Vatikan nicht verurteilt wurde wegen der Strategien, mit denen diese Verbrechen aktiv vertuscht  

wurden. Ich hege keine Feindseligkeiten gegen die katholische Kirche oder eine bestimmte säkulare  

Richtung – viele meiner Freunde sind Katholiken. Aber die Täter kamen ungestraft davon mit dem  

„Seelenmord“, der für viele Menschen die Folge davon ist, dass sie in jungen Jahren von Priestern  

vergewaltigt wurden. Deshalb habe ich das Buch geschrieben.“  

In „Angeklagt: Der Papst“ geht Robertson der Frage nach, wie die Sexualverbrechen, begangen von  

katholischen Priestern, so lange verborgen bleiben konnten: Ist der Papst moralisch oder rechtlich  

verantwortlich für ein System, das es möglich machte, dass so viele entsetzliche Verbrechen  

ungeahndet bleiben? Sollen er und sein Sitz der Macht, der Heilige Stuhl, weiterhin die Immunität  

genießen, die sie über das Gesetz stellt? Robertson gibt auch zu bedenken: Solange sich Papst  

Benedikt XVI nicht von der Schimäre staatlicher Immunität und von dem veralteten kanonischen  

Recht lösen kann, bleibt der Vatikan ein mächtiger Feind des Fortschritts der Menschenrechte.   

1. Lasset die Kindlein   

2. Die Sünden der Väter  

3. Das kanonische Recht  

4. Der Lateranvertrag   



5. Die Staatseigenschaft auf dem Prüfstand   

6. Der Heilige Stuhl und die Vereinten Nationen  

7. Die Kinderrechtskonvention  

8. Ein Fall für die Justiz?   

9. Verbrechen gegen die Menschlichkeit   

10. Kann man den Papst verklagen?   

11. Betrachtungen   

12. Epilog   

Anhang A: Ein Bischof im Zeugenstand  

Anhang B: Auszüge aus Crimen Sollicitationis   

Anhang C: Auszüge aus Sacramentorum  

sanctitatis tutela – Apostolisches Schreiben  

von Kardinal Ratzinger (2001)   

Anhang D: de gravioribus delictis (Juli 2010)   
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Zitat aus Gespräch mit Hubertus Czernin 

"Schönborn wusste, dass alles stimmt" 

"Das Buch Groer" von Hubertus Czernin 

INGRID MITTERECKER | FALTER 21/2011 

 

 

Das Buch Groer  

Eine Kirchenchronik. Dokumentation  

Hubertus Czernin  

Wieser Verlag - 1998  

 

 

 
 

 

 



Kommentar:

Dieses Schreiben erging auch an den Verfassungsgerichtshof

welcher im Sinne der Beschwerde diese positiv entschied und 

das Stafterkenntnis gegen Herrn Szlezak wurde aufgehoben!













Im Fokus - Lokalaugenschein Tatort Justiz - Einsetzung eines 

außerparlamentarischen unabhängigen 

Bürgeruntersuchungsausschusses AUA 

Die Aktionsplattform Bürgerdemokratie statt Parteiendiktatur hat aufgrund zahlreicher 

Beschwerden und Missstands Darstellungen beschlossen, einen außerparlamentarischen 

unabhängigen Bürgeruntersuchungsausschuss AUA einzurichten. Im Rahmen der 

Untersuchung soll die Arbeit des Bezirksgerichts in Vöklabruck und die zuständige 

Rechtsmittelinstanz, das Landesgericht Wels auf Rechtsstaatlichkeit geprüft werden. 

Wir ersuchen alle Aktivbürger, uns sachdienliche Informationen wie Zeugenaussagen, Akten, 

Beschlüsse, Gerichtsurteile, Fotos, Sachverhaltsdarstellungen, Videos und weitere 

Beweismittel zur internen Prüfung zukommen zu lassen. 

Wir werden laufend über die Ergebnisse der Untersucheng berichten und den Endbericht 

veröffentlichen. 

Auf Grund des Versagens des parlamentarischen Untersuchungsausschusses in Bezug auf 

Korruption in Österreich, der am 17.10.2012 abgedreht  wurde, errichten mündige AKTIV -

Bürger im Rahmen einer Protestaktion während der Nationalratssitzung : Abwurf von 2000 

Flugblättern von der Galerie des Parlamentes - mit der Proklamation der " Resolution für 

Österreich " - den außerparlamentarischen unabhängigen Bürgeruntersuchungsausschuss 

AUA 

Lokalaugenschein Tatort Justiz 1. Teil 

 

 

BRANDAKTUELLER  LOKALAUGENSCHEIN DIREKT AM TATORT! 

  

TATORT : RAITENBERG 7   4873 FRANKENBURG 

  

TATZEIT : MITTWOCH 17 . 05 . 2017 10. 00 UHR 

  

TATBESTAND : MUTMASSLICHER SCHWERER AMTSMISSBRAUCH ! 

  

GESCHÄDIGTE PERSON : ERBBAUER JOSEF HOLZINGER 

  

MUTMASSLICHER TÄTER : Dr. ELISABETH LAMBÄR 

  

EINSCHREITER : PARTEI PRAVO ÖSTERREICH GENERALBEVOLLMÄCHTIGTER  HERBERT 

SZLEZAK 

                          OPFERSCHUTZ OFFENSIV EINSATZ ! 

 

 

https://buergerjournal.at/herbert_szlezak.php


ALLEIN GEGEN DIE MAFIA - Fall Josef Holzinger als größter 

Justizskandal Österreichs 

Justizpsychoterror, Lebens- Existenz- & Berufszerstörung gegen die Familie Holzinger von 

4873 Frankenburg, ca. 6.500 Fehlentscheidungen in über 2000 Gerichtsverfahren, 

tausende Amtspflichtverletzungen durch mehr als 120 Richter und mehr als 9 Staatsanwälte, 

wissentlich falsche Beantwortungen von parlamentarischen Anfragen durch mehrere 

Justizminister, 

Anzeige vom ehem. Bundeskanzler Vranitzky wird bis heute nicht verfolgt, begründete 

Anzeigen von Herrn Holzinger, seiner Mutter Maria Holzinger, der Bundesregierung, der 

Gendarmerie Frankenburg, Bundesministerium für Innere Angelegenheiten 

gegen 

staatliche Justizorgane, Prozessgegner und deren Anwälten wegen Amtsmissbrauch, 

staatsfeindlicher Verbindungen, gewerbsmäßigen schweren Rechts-, Sach-, Grenz- und 

Prozessbetrug, wissentlich falsche zum Teil beeidete Zeugenaussagen und beeidete falsche 

Parteienaussagen und wegen anderer nachweisbarer Verbrechen und Straftathandlungen an 

die Strafverfolgungsbehörden, Staatsanwaltschaften erstattet wurden, wurden von den 

jeweilig zuständigen Staatsanwaltschaften in Wels, Linz, Innsbruck, Wien, Korneuburg und 

Eisenstadt ohne Straftatermittlung, ohne Beweisverfahren willkürlich eingestellt, überführte 

und anklagereife Verbrechen und Straftaten wurden bewusst in parteilicher und mit kollegialer 

Vorgangsweise zu den angezeigten staatlichen Organen legalisiert und gedeckt. 

Beantragte Einleitung einer Voruntersuchung, die Fortführung bzw. Wiederaufnahme der 

jeweiligen Strafverfahren wurden durch Gerichte blockiert und die Anträge auf Einleitung der 

Voruntersuchung, auf Fortführung der Strafverfahren, auf Wiederaufnahme und die 

Rechtsmittel von Beschwerden, Rekursen, Berufungen und außerordentlichen Revisionen 

sowie Rechtsschutz- und Rechtsmittelklagen wurden rechtsverletzend durch Richter der 

österreichischen Justiz willkürlich ab- bzw. zurückgewiesen und keine Folge gegeben. 

Angetrieben durch die Gier einiger Zeitgenossen wird Josef Holzinger seit nunmehr 40 Jahren 

unter Beihilfe einer korrupten Justizseilschaft systematisch zwangsenteignet. Die Richterin, 

die diese Amtshandlung veranlasst hat, wurde schon vor Jahren vom obersten Gerichtshof in 

dieser Causa für befangen erklärt, ignoriert das Urteil offenbar und betreibt die 

Existenzvernichtung munter weiter. Ist Österreich schon rechtsbankrott? 

 





Lokalaugenschein Tatort Justiz 2. Teil 

 

Josefstädter Frühling 91Hv 93/17p-1/6  und Advent  

PÄDOKRIMINELLE JUSTIZ – SEILSCHAFTEN AUS EHEMALIGEN KIRCHENOPFERN AUS 

KATHOLISCHEN ELITESCHULEN SIND AUF GRUND IHRER SEXUELLEN PRÄGUNG UND 

ORIENTIERUNG ERPRESSBAR – SCHÜTZEN STRAFTÄTER VOR STRAFVERFOLGUNG UND 

BILDEN DEN NÄHRBODEN FÜR JEGLICHE ART VON KORRUPTION! 



Landesgericht für Strafsachen 

Landesgerichtsstraße 11 

1080 Wien 

Do 1. März 2018 

11 Uhr bis 12.30 

3. Stock, Saal 310 oder 302 

 

Republik Österreich gegen Herbert Szlezak wegen übler Nachrede §§ 111 (1) 112 (2) StGB und 

Verleumdung § 297 StGB bezogen auf das facebook.com Postings: 

Zitat: "In Österreich von heute sitzen die 

gemeingefährlichsten Verbrecher nicht in der 

Strafanstalt Stein sondern in der Justiz." 

und dem Vorwurf des schweren Amtsmissbrauchs gegen eine Richterin. 

Herbert Szlezak ist Präsident der Opferoffensive Generalbevollmächtigter der Partei BRAVO 

ÖSTERREICH und Sprecher der Aktionsplattform BÜRGER - DEMOKRATIE STATT PARTEIEN - 

DIKTATUR und Leiter des " UNABHÄNGIGEN - AUSERPARLAMENTARISCHEN - 

BÜRGERUNTERSUCHUNGS - AUSSCHUSSES AUA der Missstände in der Justiz in den Fokus 

nimmt. 

Zeugenbeweis: 

Mitglieder der “ Unabhängigen Opferschutzanwaltschaft „. 

Dr. Brigitte Bierlein, Vizepräsidentin des Verfassungsgerichtshofes. 

Dr. Udo Jesionek, ehemaliger Präsident des Jugendgerichtshofes, Präsident des “ Weißen Rings 

„. 

Vorsitzende der Wiener Opferentschädigungskommission 

Mag. Caroline List, Richterin am Oberlandesgericht Graz, Ehefrau des Sektionschefs im 

Justizministerium Pilnacek. 

Dr. Kurt Scholz, Ex Präsident des Wiener Stadtschulrates. 

Waltraud Klasnic, Ex Landeshauptfrau 

Zum Beweisthema: die Existenz eines “ PÄDO – KRIMINELLEN – NETZ-WERKES in Österreich 

und die langjährige Vertuschung selbigen durch Politik, Behörden & Justiz. Sie wurden von 

zahlreichen Opfern und Opferschutzorganisationen auf den traditionell und organisiert 

stattfindenden sexuellen Missbrauch in kirchlichen Einrichtungen hingewiesen. 

Postadresse: Unabhängige Opferschutzanwaltschaft Bösendorferstraße 4/3/Tür 18, 1010 Wien. 



Barbara Helige, Vorsteherin des Bezirksgerichts Döbling, Präsidentin der Österreichischen Liga 

für Menschenrechte und Ex-Präsidentin der Richtervereinigung, Leiterin der 

Aufklärungskommission „Schloss Wilhelminenberg“ zum Beweisthema: die Existenz eines “ 

PÄDO – KRIMINELLEN – NETZWERKES in Österreich und die langjährige Vertuschung selbigen 

durch Politik, Behörden & Justiz. Der Bericht ihrer Kommission stellt schwerwiegende 

Verfehlungen von zahlreichen Behörden auf allen Ebenen fest. Bezirksgericht Döbling, 1190 

Wien, Obersteinergasse 20-22 Mag. 

Partik Pable, Ex Richterin und FPÖ Justizsprecherin im Nationalrat zum Beweisthema: die 

Existenz eines “ PÄDO – KRIMINELLEN – NETZWERKES in Österreich und die langjährige 

Vertuschung selbigen durch Politik, Behörden & Justiz. Sie hat als Untersuchungsrichterin 

amtsmissbräuchlich die Ermittlungen gegen katholische Missbrauchstäter eingestellt. 

DR. Michael Häupl, Bürgermeister von Wien zum Beweisthema: die Existenz eines “ PÄDO – 

KRIMINELLEN – NETZWERKES “ in Österreich und die langjährige Vertuschung selbigen durch 

Politik, Behörden & Justiz. Er war als Bürgermeister von Wien nachweislich über die Existenz 

eines “ PÄDO – KRIMINELLEN – NETZWERKES “ in Kenntnis und hat amtsmissbräuchlich seine 

Schutzpflicht gegenüber der Wiener Kinder nicht wahrgenommen! 

§ 2 StGB Begehung durch Unterlassung. Er wurde deswegen auch vom Präsidenten der 

Opferoffensive Herbert Szlezak angezeigt, Adresse: Wiener Rathaus. Adresse: Friedrich-

Schmidt-Platz 1, 1010 Wien. 

John Gudenus, Vizebürgermeister von Wien, Beweisthema: die Existenz eines “ PÄDO – 

KRIMINELLEN – NETZWERKES “ in Österreich und die langjährige Vertuschung selbigen durch 

Politik, Behörden & Justiz. Er hat in zahlreichen Anfragen, Presseaussendungen & 

Pressekonferenzen auf die skandalöse Vertuschung der sexuellen Ausbeutung von Kindern in 

öffentlichen und privaten Heimen und Internaten durch Politik – Behörden & Justiz hingewiesen 

und auch Anzeigen erstattet. Adresse: Wiener Rathaus Adresse: Friedrich-Schmidt-Platz 1, 

1010 Wien. 

HC Strache, Vizekanzler und Parteiobmann der FPÖ, Beweisthema: die Existenz eines “ PÄDO – 

KRIMINELLEN – NETZWERKES “ in Österreich und die langjährige Vertuschung selbigen durch 

Politik, Behörden & Justiz. Er hat in zahlreichen Anfragen, Presseaussendungen & 

Pressekonferenzen auf die skandalöse Vertuschung der sexuellen Ausbeutung von Kindern in 

öffentlichen und privaten Heimen und Internaten durch Politik – Behörden & Justiz hingewiesen. 

Adresse: Parlament WIEN, Club der Freiheitlichen. 

Dr. Herwig Haidinger, Ex Direktor des Bundeskriminalamtes zum Beweis dass er wollte, dass mit 

Hilfe einer Sonderkommission Ermittlungen gegen das Netzwerk welche Kinder des August – 

Eichhorn – Hauses sexuell ausgebeutet hat zu führen. Was ihm von der Staatsanwaltschaft Wien 

bzw. vom Landesgericht Wien verboten wurde. Und auch zu beweisen, dass in Österreich 

Pädokriminelle Netzwerke gibt und die Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen das 

Pädokriminelle Netzwerk verhindert hat. Adresse: Josef-Holaubek-Platz. 

Mag Erich Zwettler, Chef des Landesverfassungsschutzes um zu beweisen, dass in Österreich 

Pädokriminelle Netzwerke gibt und die Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen das 

Pädokriminelle Netzwerk verhindert hat. Adresse LPD Wien, Schottenring 7-9. 



Mag .Ewald Ebner, Abteilungsleiter im BKA um zu beweisen, dass es in Österreich 

Pädokriminelle Netzwerke gibt und Vertreter der Justiz trotz massiver Verdachtslage 

Ermittlungen gegen das Pädokriminelle – Netzwerke verhindert hat. Adresse: Josef-Holaubek-

Platz. 

Inspektor Stefan Klauser um zu beweisen, dass es in Österreich Pädokriminelle Netzwerke gibt 

und Vertreter der Justiz trotz massiver Verdachtslage Ermittlungen gegen das Pädokriminelle – 

Netzwerke verhindert haben. 

Adresse: Landeskriminalamt Wien. 

Erwin Trinko, Bezirksinspektor um zu beweisen, dass es in Österreich Pädokriminelle Netzwerke 

gibt und Vertreter der Justiz trotz massiver Verdachtslage Ermittlungen gegen das 

Pädokriminelle – Netzwerke verhindert haben. Adresse : Polizeikommissariat Favoriten. 1100 

Wien, Van-der-Nüll-Gasse 11. 

Dr. Herbert Anderl, Ex Generaldirektor für die Öffentliche Sicherheit 

Beweisthema: um zu beweisen, dass es in Österreich Pädokriminelle Netzwerke gibt und 

korrupte Justizseilschaften ganze Gerichtsstände in Österreich unterwandert haben und dort 

kriminelle Geschäftsmodelle betreiben! 

Adresse : BMI Wien 1., Herrengasse 7 (PLZ 1010). 

Die Volksanwälte Dr. Peter Kostelka. Gertrude Brinek, Dr. Ewald Stadler, 

Ingrid Korosek, Terezija Stoisits. Günter Kräuter. Adresse: Singerstraße 17, 1010 Wien, 

Claudia Bandion Ortner und Wolfgang Brandstätter Ex Justizminister um zu beweisen, dass es in 

Österreich Pädokriminelle Netzwerke gibt und führende Justizangehörige die Ermittlungen 

gegen selbiges verhindert haben und die Justiz der Katholischen Kirche das Privileg eingeräumt 

hat, ein paralleles Rechtssystem zu betreiben – KANONISCHES RECHT Kirchliche Täter wurden 

vor Strafverfolgung verschont. Adresse: Museumstraße 7, 1070 Wien. 

Wolfgang Lederbauer GESELLSCHAFT FÜR MEHR HUMANITÄT UND BÜRGERRECHTE zum 

Beweisthema: Grobe Missstände in der Justiz – Menschenrechte sind in Österreich nicht 

durchsetzbar! Adresse, 1010 WIEN DOMINIKANERBASTEI 6 

Mag Christian Pilnacek, Sektionschef im Justizministerium zum Beweisthema: die Existenz eines 

Pädokriminellen Netzwerkes in Österreich! Die Tatsache, dass Ermittlungen gegen 

Kinderschänder und Kinderschänder-Netzwerke oft durch Staatsanwälte vereitelt und mit 

fadenscheinigen Begründungen eingestellt werden! 

Die Staatsanwälte: Dr. Werner Pleischl. Dr. Thomas Mühlbacher, Dr. Maria Luise Nittel, Mag 

Hans Peter Kronawetter, Mag Susanne Judex und 

Dr. Sabine Rudas – Tschingel, Adresse: Landesgericht, Staatsanwaltschaft und 

Generalprokuratur Wien zum Beweisthema: Die Existenz eines Pädokriminellen Netzwerkes in 

Österreich und zur Tatsache, dass Ermittlungen gegen Kinderschänder und Kinderschänder-

Netzwerke oft durch Staatsanwälte oft vereitelt und mit fadenscheinigen Begründungen 

eingestellt werden! 



Die seit Jahren praktizierte Vertuschung der sexuellen Ausbeutung von Kindern in 

Landeskinderheimen und Kirchlichen Internaten durch Politik und Justiz Österreich weit! 

Bernhard Haaser, Präsident des Luka Kinderschutzvereins Adresse: Schüttaustrasse 1- 39 / 19 / 

7, zum Beweis der Existenz eines Pädokriminellen Netzwerkes in Österreich und zur Tatsache, 

dass Ermittlungen gegen Kinderschänder und Kinderschänder-Netzwerke oft durch 

Staatsanwälte vereitelt und mit fadenscheinigen Begründungen eingestellt werden! 

Dr. Christoph Schönborn, Erzbischof von Wien, Adresse: Wollzeile 2 1010 Wien und 

Dr. .Klaus Küng, Bischof von St. Pölten, Domplatz 1, 3100 St. Pölten und um zu beweisen, dass 

innerhalb der Katholischen Kirche ein System des sexuellen Missbrauchs besteht und Kirchliche 

Straftäter vor Strafverfolgung geschützt wurden! 

Meine Beweisführung dient auch zum Beweis, dass ich Recht haben mit meiner online 

gemachten Behauptung um auch zu beweisen, dass das Vorbringen im Strafantrag der 

Staatsanwaltschaft Wien und die mir vorgeworfene Gesetzesverletzungen unrichtig sind und es 

in Österreich Pädokriminelle Netzwerke gibt und es massive Klagen und Anzeigen aus der 

Bevölkerung über grobe behördliche Missstände, Rechtsbeugung, Rechtsbruch, 

Rechtsverweigerung gibt. 

Beweisakte des Landesgericht f. StRS Wien, Staatsanwaltschaft Wien; Bundesministerium f. 

Justiz, Landeskriminalamt Wien, AZ. 208 St 108 / 10 t, 25 d Vr 780 / 94, 202 St76 /10 t – 26, 27 

Cg 15 /12 t, 135 BI 79 / k – z, 8 Cga 839 /07 d, 24 Cg 188 / 11 k – 16, LKA EB 03 SE – 1, 207 

St 59 / 10 d – 1, BMJ – Pr 7000 / 0012 – Pr 1 / 2012, VAW / 15 – SOZ / 02. 

Die als Beweis oben und nachstehende zum Beweis geführte Behördenakte sind vom 

gegenständlichen Gericht anzufordern, zu analysieren, thematisieren und zu verlesen und die 

oben und nachstehend genannten Personen und Organe als Zeugen zu vernehmen die den 

Beweis erbringen, dass die Österreichische Justiz bzw. korrupte Netzwerke innerhalb der Justiz 

ihrem gesetzlichen Auftrag nicht nachkommen sondern im Gegenteil, Straftäter vor 

Strafverfolgung schützen und Opfer und Aufdecker und rechtmäßige lebende Bürger und 

Bürgerinnen kriminalisieren und auch das “ PÄDO – KRIMINELLE – und auch das Josef 

Holzinger, Robert Atzmüller, Klaus Krumhuber, Josef Blöchl-Traxler und Leo Auer- schädigende 

NETZWERKE – EXISTIEREN “ und Teile der Justiz davon unterwandert sind! 

Tausende Opfer – KEINE TÄTER !?! WARUM !?! 

Diese Unrechtshandlungen ( „sind zweifelsfrei durch Anzeigen und durch Veröffentlichung in 

Onlinenetzwerke wie Google, Wikipedia, Facebook. YouTube u.a. öffentlichen Medien 

behördenbekannt“) an Kinder und Jugendlichen und an die oben angeführten Justiz- und 

Bankenopfer werden aber bis zum heutigen Tag trotz Anzeigen an staatlichen strafbehördlichen 

Stellen und den Behörden bekannt und zum Großteil von unserer täterfreundlichen Justiz 

geschützt. Trotz tausender Opfer wird immer noch die Existenz dieser kriminellen Netzwerke, die 

sich jetzt auch ungehindert an Flüchtlingskindern und auch in den letzten Jahrzehnten an der 

Person, an deren Eigentum und Rechten obiger als Zeugen geführte Personen, Bank- und 

Justizopfer vergriffen, geleugnet. 

 



Das Schlusswort des Angeklagten im VERFAHREN 91Hv 93/17p-1/6 Herbert Szlezak 

Selbstverständlich beantrage ich einen Freispruch. Ich gehe davon aus, dass leider eine 

korrupte Justizseilschaft existiert, in unserer Justiz und ich rufe alle auf, Eier zu zeigen und 

gegen diese Kriminellen vorzugehen. Die Justiz muss gesäubert werden und zwar von den 

Pädokriminellen, die selbst schwer missbraucht worden sind, in ihrer Kindheit, in katholischen 

Heimen. Die Justiz ist jahrhundertelang von der katholischen Kirche ausgebildet worden, in den 

Heimen und deshalb ist der Missbrauch nie aufgekommen, weil die Justiz da drinnen steckt und 

selber Kinder missbraucht. Nicht alle, aber es gibt welche und die bilden ein Netzwerk und die 

schützen sich gegenseitig vor Strafverfolgung und die sind weil sie keine Moral haben auch 

anderen Arten von Korruption aufgeschlossen. Das ist die Grundursache, das ist eine 

historische Sache, das ist nicht nur in Österreich, das ist weltweit so, das ist ein 

gesellschaftliches Problem. Der Bundeskanzler Kern hat gesagt: “Wir haben vertuscht.“ Die 

Parlamentspräsidentin Bures hat gesagt: “Wir haben vertuscht.“ Das waren nicht Sie persönlich, 

das war seit Generationen die Justiz, das ist ein gesellschaftliches Problem und die Justiz muss 

das endlich lösen. Und ich bin ein Patriot. Ich möchte bessere Zustände haben. Wir müssen 

einfach feststellen, es gibt Richter, die selber Opfer wurden von schweren Vergewaltigungen. 

Dies ist ihnen jetzt aber wurscht, sie drehen das jetzt um, sie missbrauchen ihre Macht. Und 

wenn Sie Eier haben, dann greifen Sie jetzt bitte durch. 

 

BEWEISMITTEL ZUM VERFAHREN 91Hv 93/17p-1/6 / Oberlandesgericht Wien 18 Bs 134/18i Teil 1 

B01 Opferoffensive Flugblatt strukturelle Gewalt zerstört Kinderseelen 

B02 Opferoffensive Flugblatt "Das ist eure Pflicht- Eure Kinder werden es euch ewig danken." 

B03 Opferoffensive Flugblatt "Achtung! Gefahr in Verzug - Jugendamt im Anflug" 

Gesamtdarstellung Missstände in Österreich 

B04 Opferoffensive Flugblatt Kinderhandel in Österreich - Häupl als Hadschi-Bradschi in Wien - 

Heute ist Bunga Bunga 

B05 Opferoffensive Flugblatt Töchter und Söhne großer Heime - Kinderhandel in Österreich 

B06 Opferoffensive Flugblatt staatlich verwalteter Kinder-Misshandel  - Systemdarstellung 

B07 Opferoffensive Flugblatt - keiner mag 11 - strukturelle Gewalt an Familien und Kinder - 

Familienkonflikt und Trennungsindustrie - Existenzvernichtung per Gesetz 

B08 21.02.2018 Terminvereinbarung Opferoffensive an Friedrich Forsthuber Justiz und Heribert 

Donnerbauer Parlament Betreff: Lokalaugenschein Tatort Justiz 3 Seiten 

B09 14.02.2016 Opferoffensive an Justizminister Dr. Moser Betreff: Terminvereinbarung "Das 

pädokriminelle Netzwerk in Österreich und die Methoden seiner Vertuschung" 

B09A 14.02.2018 Opferoffensive Herbert Szlezak an den Bundesminister für Inneres Betreff: 

Terminvereinbarung "Das Pädokriminelle Netzwerk in Österreich und die Methoden seiner 

Vertuschung" 

B09B 18.05.2017 Herbert Szlezak Opferoffensive an den Bundesminister für Justiz Betreff: 

Rechtsbankrott in Österreich im Zusammenhang des Justizholocaust des Erbbauern Josef 

Holzinger ersuchen wir dringend um einen Termin, Justiz ohne Maske, Im Österreich von heute 

sitzen die gemeingefährlichsten Verbrecher nicht in der Justizanstalt Stein, sondern in der Justiz, 

Einladung zum brandaktuellen Lokalaugenschein direkt am Tatort 

B09C 17.05.2017 Herbert Szlezak Opferoffensive an den Minister für Justiz Betreff 

Justizskandal Fall Holzinger Einladung zum brandaktuellen Lokalaugenschein direkt am Tatort, 

Tatort: Reitenberg 7, 4873 Frankenburg, Tatzeit: Mittwoch 17.05.2017 10 Uhr, Tatbestand 



mutmaßlicher schwerer Amtsmissbrauch, geschädigte Person: Erbbauer Josef Holzinger, 

mutmaßlicher Täter: Dr. Elisabeth Lam -Bär, Einschreiter Partei Bravo Österreich, er geht auch 

an Mathias Strolz Parlament, Eva Glawischnigg Parlament, Maria-Luise Janotta Parlament, 

Barbara Ganzfuß ORF, Werner Amon Parlament, Albert Steinhauser Parlament, Heinz Christian 

Strasser Parlament, Herbert Donnerbauer Parlament, Hannes Jarolim Parlament, Berndt 

Koschuh ORF 

B09D Herbert Szlezak Opferoffensive an LPD Wien Anzeige einer Versammlung - 

Demonstration-Kunstaktion Betreff: Staatsakt Geste der Verantwortung an das Unrecht an 

Heimkindern 

B1 BPD Wien 06 . 04 . 2009 Opferoffensive Einladung zur Aufnahme der Vereinstätigkeit 1 Seite 

B2 Vereinsregisterauszug zum Stichtag 06.04.2009 1Seite 

B3 Vereinsregisterauszug zum Stichtag 16.03.2012 

B3A 12.11.2017 Opferoffensive an LPD Wien Meldung des neuen Vereinsvorstandes 

B4 Verein Opferoffensive Statuten plus Programm Seiten 1 - 24 

B5 Systemdarstellung Kriminelle Geschäftsmodelle Seiten 2 

B5A Justizskandale in Österreich 1 Seite 

B5B 20.02.2009 NGO Resistance for peace Presseinformation massive Kritik an Kanzler und 

Minister wegen mangelndem Kinderschutz Seite 1- 7 

B6 14.05.2009 NGO Resistance for peace Peter Rosenauer Obmann an die Staatsanwaltschaft 

Wien Anzeigen gegen 1. Justizministerin Bandion-Ortner 2. Leiterin der Jugendwohlfahrt 

Schwarz 4. Präsident des Landesgerichts Wiener Neustadt 5. Richter Graf BG Bruck an der 

Leitha 6. Sachverständiger Dr. Voitl Seite 1-4 

B6A 22.07. 2009 NGO " RESISTANCE FOR PEACE " an das Landesgericht Wien Äußerung zur 

Stellung der KSTA vom 10.07 .2009 zu 133 BI 39/ 09k-2 Es ist skandalös, wie unverhohlen die 

KSTA in diesem Fall zu erkennen gibt, dass sie kein Interesse hat, Straftaten bzw. 

Rechtswidrigkeiten aufzuklären . 

B6B 16.03.2009 Demo zum Anlass Fritzl-Prozess 1 Seite 

B7 27.07.2001 Memorandum - Traditioneller Kindesmissbrauch - Salzkammergut -

Metamorphosen Seiten 1 - 4 

B 8 Knabenmissbrauch in Bad Goisern 1. Seite 

B 9 Opferschutz gibt es nicht Seiten 2 

B 10 27.06.12 Gründung der Aktionsplattform Justiznotstand in Österreich 2.Seiten 

B11 16.10.2012 Proklamation des unabhängigen Bürgeruntersuchungsausschuss AUA zur 

Aufdeckung von Korruption und Amtsmissbrauch Österreich Demonstration beim Maria 

Theresien Denkmal : RESOLUTION FÜR ÖSTERREICH - 

BÜRGERUNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS - MISSSTÄNDE IN ÖSTERREICH - 1. BUWOG 

Untersuchung . 

B12 Aktionsplattform " Bürgerdemokratie statt Parteien - Diktatur RESOLUTION FÜR 

ÖSTEREICH und Konzept zum Aufbau einer Bürgerbewegung zur Rettung Österreichs 3 Seiten 

B13 16.10.2012 Parlaments - Aktion - Flugblätter - Abwurf Resolution für Österreich 

Ankündigung des Bürgeruntersuchungsausschuss AUA BUWOG - Untersuchungsbericht Seite 

1- 23 

B13A 09.01.2012 LPD Wien an Herbert Szlezak Strafverfügung wegen dem Abwurf der 

Flugblätter am 17.102012 im Parlament mit der Aufschrift Resolution für Österreich 

Bürgerdemokratie statt Parteiendiktatur von der Galerie des Plenarsaals des Parlaments wegen 

Störung der Öffentlichen Ordnung Geschäftszahl: S277.635/S212 2 Seiten 



B13B Herbert Szlezak an LPD Wien Berufung gegen das Straferkenntnis 2 Seiten 

B13C 04.08.2014 Herbert Szlezak an den Verwaltungsgerichtshof Wien Gesamtdarstellung 

über den Demokratie und Justiznotstand in Österreich und Forderung der Formulierung eines 

Widerstandsrechtes für Staatsbürger um die grundgesetzliche Ordnung in Österreich wieder 

herzustellen 6 Seiten 

B13D 30.04.2014 Verhandlung am Landesverwaltungsgericht Wien Zeugen und Beweisanträge 

Seiten 2 

B13E 30.06.2015 Verfassungsgerichtshof Urteil in dieser Causa 

Der Beschwerdeführer ist durch das angefochtene Erkenntnis in seinem Verfassungsgesetzlich 

gewährleisteten Recht auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz verletzt worden. 

Erkenntnis des Landesgerichts für Wien wird aufgehoben. Das Bundesministerium für Inneres ist 

schuldig dem Beschwerdeführer zuhanden seines Rechtvertreters die mit EURO 2616,- 

bestimmten Prozesskosten binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. E1054/2014-

22 6 Seiten 

B14 13.03.2016 Bravo Österreich an BMI Generalvollmacht für Herbert Szlezak 2 Seiten 

B15 23.04.2014 Bundeswahlbehörde an Herbert Szlezak bezüglich Europawahl - Wahlvorschlag 

" SOS RETTET DEN SOZIALSTAAT NICHT DIE BANKEN " 1.Seite 

B16 Unterstützungserklärung " SOS - RETTET DEN SOZIALSTAAT NICHT DIE BANKEN " 

Nationalratswahlen 2017 2 Seiten 

B17 Unterstützungserklärung "SOS - RETTET DEN SOZIALSTAAT NICHT DIE BANKEN " Für die 

kommende Wien WAHL 2 Seiten 

B17A Politik ohne Maske Wahlkampfnummer für die kommende Wien Wahl Aufruf zu einem 

Wähleraufstand 

B18 13.04.2017 An die LPD Wien Anmeldung einer Demonstration BRAVO ÖSTERREICH " DIE 

LAGE DER NATION 1 Seite 

B18A 23.04.2017 Meldung einer Demonstration Kunstaktion an die LPD Wien von Bravo 

Österreich Betreff: Die Verantwortung des Bürgermeister Häupl und anderer SPÖ Amtsträger in 

Wien für den Kinderhandel und die sexuelle Ausbeutung von Schülern und Heimkindern in 

Schulen und Internaten und privaten und staatlichen Landeskinderheimen 

B19 30.03.2010 Opferoffensive an Bürgermeister Häupl Termin betreffend Kinderschänder-

Netzwerk in WIEN 2 Seiten 

B20 TABU - FLUGBÄTTER - BÜRGERINFORMATION 2 Seiten 

B21 13.11.2010 Hier regiert der Amtsmissbrauch ! Opferoffensive an alle - FLUGBLATT 1 Seite 

B22 Schützt Bürgermeister Häupl Kinderschänder? FLUGBLATT 1.Seite 

B23 Offener Brief an die Wiener Gemeinderäte zur Wahl des Bürgermeisters - Opferoffensie 

"WIE LANGE WEISS HÄUPEL SCHON BESCHEID " 3 Seiten 

B24 02.04.2012 Opferoffensive an alle Abgeordneten des Wiener Landtages " ZEIGEN SIE 

ZIVILCOURAGE WERDEN SIE AKTIV! 2 Seiten 

B25 17.04.2012 Rathaus Landtagsclub SPÖ an Opferoffensive 1 Seite 

B26 17.04.2014 Opferoffensive an Bürgermeister Häupl Betreff: " KINDER - SEX - TOURISMUS 

RUND UM DEN LIFEBALL " 2 Seiten 

B27 18.06.2014 LPD an Herbert SZLEZAK Ladung des Zeugen im Ermittlungsverfahren 1 Seite 

B28 20.06.2014 Zeugenvernehmung Herbert Szlezak und Anzeigenerstattung gegen 

Bürgermeister Häupl und Andere! Seiten 1 - 7 

B29 17.07.2014 Zentrale Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Korruption an Herbert Szlezak 

Betreff : ERMITTLUNGSVERFAHREN GEGEN " Dr. Häupl i.A. " 1 Seite 



B30 01.05.2015 Anmeldung einer Kundgebung Opferoffensive an LPD " Heute ist Bunga - 

Bunga in Wien " 

B 31 16.05.2015 Meldung einer Demonstration - Kunstaktion anlässlich des LIFE - BALLS - 

Hinweis auf Kindersextourismus 1 Seite 

B32 Buchtitel Verwaltete Kindheit - Der österreichische Heimskandal - Irmtraut Karlson und 

Staatsaffäre Natascha Kampusch von Guido Grant - nichts ist wirklich aufgeklärt 4 Seiten 

B 33 19.10.2011 Skandalheim Wilhelminenberg Irmtraut Karlson 3 Seiten 

B33A Flugblatt Demo der ehemaligen Heimkinder in Berlin 15.04.2010 2 Seiten 

B34 Februar 2001 Kronenzeitung Schrecklicher Verdacht gegen Kinderheim 5 Seiten 

B35 12.02.2001 ORF - THEMA Kindesmissbrauch 3 Seiten 

B36 02. 03.2001 Medienklage gegen Krone Verlag und Herbert Szlezak + Zeugenanforderung 3 

Seiten 

B37 Kronenzeitung meldet Sieg beim Medien-Prozess 1 Seite 

B38 2010 Medienberichte WIENER ZEITUNG : ZUM SCHULAUSFLUG IN DIE SEX - SAUNA - 

MAN HAT UNS GELIEFERT WIE PRODUKTE - von Werner Grotte Seiten 1 - 9 

B39 Berichte über Aussagen von Schülern über Vorfälle und Vorgänge im Kinderheim August - 

Eichhorn - Haus !Seiten 1 - 14 

*B40 1995 - 2000 Sachverhaltsdarstellung über Wahrnehmungen im SPZ 13 Seiten 3 

B41 Bericht im Ausländer Ausschuss AMS für jugendliche über sexuelle Übergriffe durch den 

Lehrherren . 1 Seite 

B42 01.10.1996 Protokoll Besprechung August - Aichhorn - Haus - MA11 2 Seiten 

B43 1999 - 2001 Stadtschulrat - Aichhorn Haus Abmeldung von Schülern zum Häuslichen 

Unterricht und zur " Erlebnis - Pädagogik 3 Seiten 

B43A Strafanträge wegen nicht Erfüllung der Schulpflicht 3 Seiten 

B44 13.05.2000 Vorfall massiver sexueller Übergriffe zwischen Heimzöglingen Bericht 1 Seite 

B45 25.03.2010 Landeskriminalamt Wien Zeugenvernehmung Alexander Dolezal 5 Seiten 

B46 29.03.2010 Landeskriminalamt Wien Zeugenvernehmung Herbert Szlezak 7 Seiten 

B47 14.04.2010 Landeskriminalamt Wien Zeugenvernehmung Martin Lischka 7 Seiten 

B48 11.05.2010 Landeskriminalamt Wien Zeugenvernehmung Herbert Szlezak 4 Seiten 

B49 01.02.2010 Landeskriminalamt Wien Zeugenvernehmung Herbert Szlezak 3 Seiten 

B50 16.06.2009 BIA Büro für interne Angelegenheiten Zeugenvernehmung - 

Dienstaufsichtsbeschwerde 6 Seiten 

B51 02.01.2001 Brief Direktor Aichhorn Haus an Direktor SPZ Hackinger Kai 13 Betreff : 

Vorwürfe von Herrn Szlezak gegen Aichhorn Haus 2 Seiten 

B52 09.01.2001 Brief Direktor SPZ Hackinger Kai an Direktor Aichhorn Haus Antwort 1 Seite 

B53 29.03.2001 Brief Lehrkörper SPZ 13 an die Leitung der MA 11 Richtigstellung 2 Seiten 

B54 13.12.2000 Sachverhaltsdarstellung Kinder und Jugendanwältin an Staatsanwaltschaft und 

Mutmaßliche Opferliste Wien 2 Seiten 

B54A 27.12.2000 Stellungnahme des Erziehungsleiters des August Aichhorn Hauses bezüglich 

der Vorwürfe im Schreiben von Herbert Szlezak 

B54B 26.03.2001 August Aichhorn Haus Leitung und Mitarbeiterin an die Vizebürgermeisterin 

Grete Laska und an den Stadtschulratspräsidenten Dr. Kurt Scholz 

B55 21.03.2001 Anfrage Vizepräsident Ing. Herbert Rudolph an den Amtsführenden 

Präsidenten Dr. Kurt Scholz Betreffend Abmeldungen von Schülern zum häuslichen Unterricht 2 

Seiten 

B56 31.10.2002 Anfrage Vizepräsidentin Monika Mühlwerth an die Amtsführende Präsidentin 



Dr. Susanne Brandsteidl betreffend MISSBRAUCH VON KINDERN UND JUGENDLICHEN ! 1 

Seite 

B57 26.11.2002 Landesschulinspektor Dr. Weidinger an Vizepräsidentin Mühlwerth betreffend : 

Kündigung von Lehrern im Zusammenhang mit der Aufdeckung von Missbrauch 1 Seite 

B58 27.02.2003 Landesschulinspektor Dr. Weidinger an Vizepräsidentin Mühlwerth betreffend : 

Fällen des Kindesmissbrauches 1 Seite 

B60 12.10.2002 Bericht Kronenzeitung : " Freispruch für Unternehmer , Opfer in Haft " 1 Seite 

B61 08.06.2001 Brief der Lehrer SPZ 13 an Justizminister Dr. Böhmdorfer und Medien : 

FREISPRUCH ! " FREIBRIEF FÜR PÄDOPHILE ? " 1Seite 

B62 08.06.2001 Presseaussendung Leitung und Kollegium SPZ 13 Betreff: " Freispruch im 

Zweifel " 1 Seite 

B63 29.06.2001 Offener Brief Leitung August Aichhorn Haus an Leitung und Kollegium SPZ 13 

2 Seiten 

B64 16.07.2001 Bundesministerium für Justiz an Leitung und Kollegium SPZ 13 1 Seite 

B64A 20.03.2001 Übergabe eines Protokolls durch Herbert Szlezak an den stellvertretenden 

Abteilungsleiter Abteilung IV des Justizministeriums Mag. Egghart 

B65 04.02.2002 Volksanwalt Dr. Kostelka an Herbert Szlezak Betreff: Einleitung eines 

Prüfungsverfahrens 1 Seite 

B66 11.11.2002 Volksanwalt Dr. Kostelka an Herbert Szlezak 1 Seite 

B67 23.01.2003 Buchpräsentation " Kind sein im Würgegriff sexueller Gewalt " Dr. König - 

Hollerwöger - Podiumsdiskussion mit Dr. Herwig Haidinger Direktor des Bundeskriminalamts 1 

Seite 

B68 14.09.2009 Bundeskanzleramt für Bundeskanzler Faymann - DOSSIER 70 Seiten 

eingebracht im Bundeskanzleramt am 14.09.2009 im Bundesministerium für Justiz am 

09.11.2009 in der Präsidentschaftskanzlei am 09.11.2009 im Bundesministerium für Unterricht 

und Kunst in der Magistratsdirektion der Stadt Wien am 05.10.2009 und beim 

Bundeskriminalamt am 28.01.2010 Strafanzeige bzw. Dienstaufsichtsbeschwerde - 

Organisierter sexueller Missbrauch Seite 1 

B69 Zeugenliste der von Herbert Szlezak in den letzten 11 Jahren informierten Amtsträgern, 

Politikern, Behördenvertretern, Parteien und Institutionen bezüglich des pädokriminellen 

Netzwerkes in Wien Seiten 4 

B70 23.03.2010 Strafanzeige Opferoffensive an die Oberstaatsanwaltschaft Wien gegen den 

Verein für sozialpädagogisch - therapeutische Betreuung August - Eichhorn Haus 3 Seiten 

B71 Verein für sozialpädagogisch - therapeutische Betreuung August - Aichhorn Haus 

Vereinsregister und Information über Obfrau des Vereins (SPÖ Landtagspräsidentin Prof. Erika 

Stubenvoll) - Auszug 4 Seiten 

B72 21.06.2010 Parlamentarische Anfrage an den Justizminister betreffend " KINDER - 

SEXPARTYS IM " AUGUST AICHHORN - HAUS 5 Seiten 

B73 07.06.2011 Staatsanwaltschaft Wien an Herbert Szlezak Benachrichtigung des Opfers von 

der Einstellung des Verfahrens 3 Seiten 

B74 20.06.2011 Herbert Szlezak an Staatsanwaltschaft Wien Verlangen nach einer 

Einstellungsbegründung 1 Seite 

B75 01.07.2011 Opferoffensive an Oberstaatsanwaltschaft Wien Antrag auf Fortführung und 

Delegierung des Verfahrens 4 Seiten 

B76 21.12.2011 Opferoffensive an das Landesgericht für Strafsachen in Wien betrifft " 

FRAGWÜRDIGE ROLLE DER JUSTIZ " 2 Seiten 



B77 04.04.2001 Protokoll Besprechung MA11 - Schule SPZ 13 - August - Aichhorn Haus 4 

Seiten 

B77A 16.03.2001 der amtsführende Präsident des Stadtschulrats für Wien an den Vorstand des 

Vereins für sozialpädagogisch therapeutische Betreuung August Aichhorn Haus 

B78 Presseaussendungen - Berichte " Institutioneller Kindesmissbrauch " 20 Seiten 

B79 Vorstellung JPL - Preventionsprojekt zur Verhinderung von Missbrauch durch Steigerung 

des Selbstwertes - Pädagogischer Zirkel Einladung Seiten 11 

B80 16.01.2003 Weisung des Schulinspektors Richard Felsleitner an Szlezak Herbert bei seinen 

Aktivitäten zur Aufdeckung von Mißbrauch kein Schul - Telefon und Fax zu benützen 1 Seite 

B80A 26.02.2001 Vorgangsweise und Verhalten des Bezirkschulinspektors Richard Felsleitner 

in Bezug auf die Missbrauchcausa August Aichhorn Haus 3 Seiten 

B81 28.03.2007 Weisung des Schulinspektors Richard Felsleitner ab sofort jegliche Tätigkeit im 

Rahmen des Projekts JPL zu unterlassen 1 Seite 

B82 29.03.2007 Schreiben von Herbert Szlezsk an den Schulinspektors Richard Felsleitner mit 

dem Hinweis daß seine Weisung möglicherweise amtsmißbräuchlich ist 4 Seiten 

B83 25.04.2007 Schreiben Herbert Szlezak & Künstler Wolfgang Frahmann an die Präsidentin 

des Stadtschulrates Dr. Brandsteidl 2 Seiten 

B84 12.06.2007 Zentralausschuss der Wiener Landeslehrer an Hofrätin Mag. SAND 

Stadtschulrat 1 Seite bezüglich der Kündigung von Herbert Szlezak 

B85 19.06.2007 Stadtschulrat an Herbert Szlezak Aufkündigung des Dienstverhältnisses 1 Seite 

B86 Auszüge aus einem Schriftsatz des Arbeitsrechtsprozesses - Kündigungsanfechtung 8 

Seiten 

B87 24.10.2007 Bundesministerium für Unterricht SC Mag. Stelzmüller an Szlezak bezüglich 

Kündigung und Missbrauchvorwürfen 1 Seite 

B88 17.12.2009 Bundesministerium für Unterricht SC Mag. Stelzmüller an Szlezak bezüglich 

Kündigung und Missbrauchvorwürfen 1 Seite 

B89 14.05.2013 Dr. Johann Rzeszut an Herbert Szlezak bezüglich Kündigung 1 Seite 

B90 01,03.2011 Dr. Udo Jesionek an Herbert Szlezak bezüglich Terminwunsch 1 Seite 

B91 15.01.2013 Verbindung zwischen Heim und Rotlichtmilieu wird untersucht 2 Seiten 

B91a 22.06.2009 BMI BÜRO für interne Angelegenheiten Ihre Anzeigen sind eingegangen 

bezüglich Strafanzeigen wegen Amtsmissbrauch und Behinderung der Justiz 1 Seite 

B92 17.10.2011 Einschreiben an die Staatsanwaltschaft Wien von Mag. Johann GUDENUS 

Abgeordneter zum Wiener Landtag wegen Systematischen Kindesmissbrauch im Heim der 

Stadt Wien Schloss Wilhelminenberg und Amtsmissbrauch im Bereich der Stadt Wien 

SACHVERHALTSDARSTELLUNG 6 Seiten 

B93 Brief des AUFDECKERS & Missbrauchsopfers Martin Lischka aus der Strafanstalt Stein an 

seinen Lehrer Herbert Szlezak vom 07.04.2005 1 Seite 

B94 07.05.2001 Bericht betreffend Martin Lischka Krisenzentrum " Am Augarten " an MAG 11 

Dezernat VI 1 Seite 

B94A 27.04.2004 Verteidigerpost Rechtsanwalt Dr. Rudolf Mayer an Martin Lischka Strafanstalt 

Gerasdorf bezüglich finanzielles Angebot des mutmaßlichen Missbrauchstäters plus 

Fragenkatalog 

B95 Organisierter sexueller Missbrauch in öffentlichen Erziehungsinstitutionen 1 Seite 

B96 Kinderheime : Der Sündenfall des Roten Wien 2 Seiten 

B97 29.09.2010 Bericht des ehemaligen Präsidenten des Verfassungs Gerichtshofs und Leiters 

des vom Innenministerium eingesetzten Fall Kampusch Evaluierungskommission an die 



Clubobleute aller im Parlament vertretenen Parteien 

B98 Parlamentarische Anfrage des Abgeordneten Neubauer und andere Betreffend: 

Unterlassener Auswertung der Rufdatenrückerfassung in der Cause Kampusch 2 Seiten 

07.01.2011 

B99 Anfrage des Abgeordneten Mag. Ewald Stadler und Kollegen betreffend dem 

Ermittlungsverfahrens im Fall Natascha Kampusch 2 Seiten 

B100 24.03.2011 Der Standard Fall Kampusch bezüglich abenteuerlicher 

Verschwörungstheorien 

B101 08.01.2010 Opferoffensive an Dr. Ludwig Adamovic ehemaliger Präsident des 

Verfassungsgerichtshofs und Vorsitzender der Kampusch Evaluierungskommission betreffend 

des pädokriminellen Netzwerks in Österreich und seiner Vertuschung durch Seilschaften in der 

Justiz 4 Seiten 

B101a Strafanzeige gegen den Leiter der Oberstaatsanwaltschaft Wien Dr. Pleischl und weitere 

Wiener Staatsanwälte 

B101b Bestätigung des Justizministeriums über die Weiterleitung der Starfanzeige Dr. Pleischl 

B101c Bestätigung des Eingangs der Strafanzeige gegen Dr. Pleischl in Innsbruck 

B102 07.01.2011 Anfrage des Abgeordneten Werner Neubauers und Kollegen an die 

Bundesministerin für Justiz betreffend Festnahme und Anstaltseinweisung von Anton 

Gebetsberger, den Aufdecker eines Bauskandals und Anzeiger diverser Kindesmissbrauchsfälle 

B103 4 .07.2011 Parlamentarische Anfrage des Abgeordneten Vilimsky und andere :betreffend : 

mysteriöser Tod einer 17.Jährigen : " Justiz macht dicht " 

B104 Das Netzwerk der Wiener Kinderschänder 2 SEITEN 

 

BEWEISMITTEL ZUM VERFAHREN 91Hv 93/17p-1/6 / Oberlandesgericht Wien 18 Bs 134/18i Teil 2 

 

DIE ÖSTERREICHISCHE POLITK UND JUSTIZ HAT DER KATHOLISCHEN KIRCHE DAS 

PRIVILEG EINGERÄUMT EIN PARALELLES RECHTSYSTEM ZU BETREIBEN - DAS 

KANONISCHE RECHT! 

DIE KATHOLISCHE KIRCHE HAT DIESES PRIVILEG DAZU MISSBRAUCHT UNGESTRAFT IHR 

ANVERTRAUTE KINDER ZU VERGEWALTIGEN UND SEXUELL AUSZUBEUTEN! 

K1: Opferoffensive Flugblatt: Strukturelle Gewalt zerstört Kinderseelen! 

K2: Angeklagt der Papst 

K3: Kronanwalt Geoffry Roberts Liest der Katholiscghen Kirche die Leviten. Buch mit 

Anklageschrift erschienen im Gabriele Verlag - Das Wort 

K4: Opferoffensive Flugblatt : Unsere Kinder von diesen Monstern zu retten " DAS IST EURE 

PFLICHT ! 

K5: Opferoffensive Flugblatt :Staatlicher Kinder - Misshandel " SYSTEMDARSTELLUNG " 

K6: Sachverhaltsdarstellung : Papst als Schutzpatron der Katholischen " KINDER - SCHÄNDER - 

TRADITION ! 

K7: Missbrauch : Vatikan kann in den USA belangt werden ! Seiten2 

K8 : Brief der Opferoffensive an Papst Benedigt XVI 

K9 :11. November 2009 Obmann der Opferoffensive Wien an den Erzbischof von Wien Dr. 

Christoph Schönborn Terminvereinbarung zum Thema Sexuelle Ausbeutung von Kindern in 

kirchlichen Einrichtungen und der Verantwortung von Amtsträgern vor Gott und der Welt 

K10: Antwort der Erzdiözese Wien an Opferoffensive: Ihre Pauschal-Vorwürfe gegen katholische 

Amtsträger und ihre Vermutung über ein Kinderschänder-Netzwerk in der katholischen Kirche 



geht weit über eine sachliche Auseinandersetzung mit Missständen hinaus . 

K11: Polizei Stadthauptmann von Floridsdorf an Staatsanwaltschaft Wien: Ersuchen um 

detaillierte Auftragserteilung und möglichst umfangreiche Hausdurchsuchung Ermächtigung 

beim Orden der Schulbrüder . 

K12: Benachrichtigung von der Beendigung des Strafverfahrens: Die Einstellung erfolgte wegen 

" NICHT ERBRACHTER ANKLAGESCHRIFT " Dr. Helene Partik - Pable Untersuchungsrichterin 

K13: 5. Juni 1998 Beschluss des Oberlandesgerichts Wien zum Fall Manuel N. gegen die kath 

Schulbrüder: Die absolute Glaubwürdigkeit von Manuel N. wurde durch das OLG bestätigt , da 

von drei vom Gericht bestellten Gutachtern belegt 

K14: 29.02.2012 Klinisch - psychologischer Kurzbericht 

K15: Doppelt vergewaltigt Justizpraxis Missbrauchsfall Manuel N. Seiten 1-31 

K16: Von 1993 bis heute - über die täterdienliche Justiz ! Seiten 1-13 

K16a: Kostenersatzforderung vom sexuellen Missbrauchsopfer .Warum lassensich die Medien 

von den kath. Schulbrüdern belügen? Warum lügt Dr. Helene Partik - Pable gegen ihr besseres 

Wissen? 

K16b: Herr Dr. Heinz Fischer - Wann werden unseren Politikern wehrlose Kinder wichtiger sein 

als Tatvertuscher? 

KJ16c: Dr. Luise Nittel geborene Fussek. 

K17: 17.05.2010 LPD Wien Zeugenvernehmung Eva Nowatschek Seiten 1-8 

K18: Täterlisten Seiten 1-4 

K18a: Brüder Datenbank Provinz Zentraleuropa nach Gemeinden 

K18b: Christian Brothers Welt - Weit Übersicht 

K19: Schülerverzeichnis Schulbrüder Streberdorf - Auszug 

K20: Eidesstattliche Erklärung - ein schulbrüderliches Sittenbild 

K21: 12.06.2010 Missbrauch : Interview mit Prister und Mehrfachtäter - vum Orf Zensuriert und 

nicht ausgestrahlt ( Bernd Koschuh ) - wie es wirklich abgeht! 

K22 : 23.03.2010 Opferoffensive an Hofrätin DR. Nittel Erste Operstaatsanwältin Strafanzeige 

gegen den Orden der Schulbrüder - Christian Brothers - De La Salle Werke Seiten1-4 

K23 : 02.06.2010 Staatsanwaltschaft Wien an die Präsidentin der Opferoffensive : 

Benachrichtigung von der Einstellung des Verfahrens Mag . Susanne Judex 

K24:Staatsanwaltschaft Wien an Manuel N : Begründung der Einstellung Das gegenständliche 

Verfahren wurde am 16.Mai 2006im Hinblick darauf dass der idente Sachverhalt bereits 

mehrfach inhaltlich bearbeitet wurde gemäß dem Grundsatz " ne bis idem "nach $ 190 STPO 

eingestellt. 

K24a: Anzeige der Schulbrüder wegen Verleumdung  

K25: 07.07.2010 Staatsanwaltschaft Wien an Herbert Szlezak Benachrichtigung des wegen § 

297 Beschuldigten von der Eistellung des Verfahrens 

K26 : 23.03.2010 Verein Opferoffensive an die Oberstaatsanwaltschaft Wien : Strafanzeige 

gegen Christoph Schönborn und andere römisch katholische Hirachen , Äbte und Ordensobere 

die in ihren Einrichtungen Kinder und Jugentliche unter ihrer Verfügungsgewalt haben wegen : § 

84 § 89 § 92 § 95 §104 § 104a §106 §188 § 201 § 202 §205 § 206 §207b §208 §212 § 213 § 

216 §217 §277 § 278 § 278a § 299 

K27 : 06.07.2010 Klasnic - Kommission zeigt Schulbrüder an Die Presse 

K28 : 10.11.2012 Über 100 Anzeigen - keine Anklage ORF Der Skandal um sexuellen 

Missbrauch und Misshandlungen durch Vertreter der katholischen Kirche in Österreich wird so 

gut wie keine strafrechtlichen Folgen haben - bis auf ein Verfahren - alle Ermittlungen eingestellt 



K28a: 03.06.2011 Manuel N : Berufung gegen die Einstellung des Verfahrens der 

Staatsanwaltschaft Wien 

K28b: Manuel N : Äußerung zur Einstellung des Verfahrens der Staatsanwaltschaft Wien 

K29 : 18.01.2012 1. Parlamentarische Anfrage des Abgeordneten Werner Neubauer und 

Kollegen bezüglich des Missbrauchsopfers Manuel N 

K30 : 16.03.2012 Bundesministerium für Justiz an die Präsidentin des Nationalrates 1. 

Anfragebeantwortung betreffend Missbrauchsopfer Manuel N . Beatrix Karl 

30a Zusatz Nowatschek 

K31: 13.06.2012 2. Parlamentarische Anfrage des Abgeordneten Werner Neubauer und 

Kollegen bezüglich des Missbrauchsopfers Manuel N- 1 . Wann wird die Staatsanwaltschaft eine 

Wiederaufnahme des Verfahrens betreffend die am Opfer Manuel N von den Schulbrüdern 

verübten Verbrechen beantragen ? 

K31a : 13.03.2012 Bundesministerium für Justiz an die Präsidentin des Nationalrates 

Anfragebeantwortung betreffend Missbrauchsopfer Manuel N . Beatrix Karl  

K32: 02.12.2012 Herbert Szlezak Opferoffensive an Politiker und Amtsträger " Warnung " 

bezüglich Einrichtungen der Schulbrüder 

K33: Klagsbeantwortung Herbert Szlezak Opferoffensive in Bezug auf die Klage der Schulbrüder 

wegen Rufschädigung. 

K34: Hinweise auf Aktivitäten des pädokriminellen Netzwerkes in Österreich . 

K35: 06.02.2016 Prozeß : Schulbrüder Herbert Szlezak Aufgetragene Bekanntgabe zum 

andreten des Wahrheitsbeweises . Zeugenliste 

K 36: 28.01.2014 Mitarbeiter der Ombudsstelle der Erzdiözöse Wien an Andreas H. bezüglich 

Klagedrohungen der Schulbrüdergegen Opfer 

K37: Beilagenverzeichnis und Zeugenliste Schulbrüder - Szlezsk 

K38: 12.02.2013 Protokoll der 1. Hauptverhandlung Schulbrüder - Szlezsk 27 Cg 15 / 12t - 24 

K39: 06.08.2015 Im Namen der Republik - Urteil Schulbrüder - Szlezsk 27 Cg 15 / 12t - 24 Das 

Urteil wurde vom Oberlandesgericht Wien aufgehoben da es bis dato keine Verurteilungen von 

SCHULBRÜDEROPFERN DURCH DIE JUSTIZ GIBT - WARUM WOHL - 1000te OPFER - KEINE 

TÄTER - EIN WUNDER 

K40: 29..08 2016 WGKK an Herbert Szlezak Betrifft Exekutionsbewilligung - Verpflichtete Partei 

Szlezak Herbert Betreibende Partei Kongregation der Brüder der christlichen Schulen 

K41: Opferoffensive Flugblatt an Alle : Hier regiert der Amtsmissbrauch ! Die Justiz von 

Pädokriminellen Netzwerken katholischer Prägung unterwandert agiert als " Täterschutz - Kartell 

" - moralisch enthemmt und dadurch jeder art von Korruption aufgeschlossen . 

K41a Verein Opferoffensive an Karl Heinz Kopf, den Klubobmann der ÖVP und den 

Abgeordneten Werner Amon" Unsere Justiz ein Sittenbild " 

K42: Kommentar Eva Nowatschek Ehren - Präsidentin der Opferoffensive - Mutter eines 

Betroffenen Kirchen und Justiz - Opfers und verdiente Aufdeckerin und unbeugsame 

Vorkämpferin gegen das " PÄDO - Kriminelle - Netzwerk " in Österreich : 

" Staat und Justiz haben versagt sie haben bis heute nur die Täterschaft ,die hauseigenen 

Kindervergewaltiger und Kinderfolterknechte - der katholischen Kirche beschützt . 

 



 
 

Im Fokus Justiznotstand und Rechtsbankrott in Österreich 

 

Zitat Präsidentin des Nationalrat Mag. Barbara Prammer: 

„Die Strukturen in Österreich funktionieren noch ganz gut - bis auf die Justiz!“ 

 

 
 

Auszug aus Beweismittel B13c 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 



ETHIKERKLÄRUNG DER ÖSTERREICHISCHEN RICHTERINNEN UND RICHTER 

 

Die Vereinigung der österreichischen Richterinnen und Richter hat im Jahr 2003 in Wels einen 

Diskussionsprozess eingeleitet, an dem sich österreichweit alle Richterinnen und Richter 

beteiligen konnten. In konsequenter Weiterentwicklung der Prinzipien der Salzburger 

Beschlüsse 1982 führte dies zu folgender Grundsatzerklärung, die am 8.11.2007 

verabschiedet wurde. 

 

WELSER ERKLÄRUNG 

Die österreichischen Richterinnen und Richter erklären, sich in ihrem Handeln von folgenden 

ethischen Grundsätzen leiten zu lassen: 

 

Art. I. Grundrechte: 

 

Menschenrechte und Grundfreiheiten bilden die Basis unseres demokratischen 

Rechtsstaates. Als Garanten des Rechtsstaates orientieren wir unser Verhalten und unsere 

Entscheidungen an den Grundrechten. Wir treten jedem Versuch, die demokratische und 

rechtsstaatliche Grundordnung unserer Republik infrage zu stellen, entschieden entgegen. 

 

Art. II. Unabhängigkeit: 

 

Wir entscheiden ausschließlich auf der Grundlage des Gesetzes und unserer freien inneren 

Überzeugung. Wir weisen jede Art von ungesetzlicher Einflussnahme zurück. Einladungen 

oder Geschenke, die den Anschein erwecken, Abhängigkeiten zu schaffen, nehmen wir nicht 

an. Interventionsversuche legen wir offen. Richterliche Unabhängigkeit dient dem Schutz der 

Recht suchenden Menschen und darf niemals als Vorwand für Willkür oder geistig oder sozial 

abgehobenes Verhalten missbraucht werden. Bei der Auswahl und Beurteilung von 

Kolleginnen und Kollegen orientieren wir uns nach den Kriterien des Richterdienstgesetzes an 

deren fachlicher und sozialer Kompetenz und weisen jede Protektion zurück. 

 

Art. III. Selbstverantwortung und Organisation: 

 

Wir sind uns bewusst, dass die Entwicklung einer Richterpersönlichkeit nie abgeschlossen ist, 

sondern die stete Weiterbildung auf allen Gebieten der fachlichen und persönlichen 

Grundlagen unseres Berufes notwendig ist. Wir hören auch in uns selbst hinein, um unseren 

eigenen Standpunkt kritisch zu hinterfragen. Unsere Zusammenarbeit mit den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist von Wertschätzung, Offenheit und ernsthaftem Interesse 

für deren Anliegen getragen. Wir organisieren unsere Arbeit und, soweit wir dazu berufen 

sind, die unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter initiativ und zielgerichtet. 

 

Art. IV. Ausbildung: 

 

Eine engagierte Ausbildungsarbeit ist unabdingbarer Bestandteil eines optimalen 

Auswahlverfahrens, aber auch eines positiven Bildes der Justiz in der Öffentlichkeit. Jene, die 

uns in der Ausbildung anvertraut sind, bilden wir gewissenhaft und umfassend aus. 

Art. V. Justizverwaltung: 

 

Auch im Rahmen der uns übertragenen Justizverwaltungsaufgaben arbeiten wir im Dienste 

der unabhängigen Rechtsprechung. Wir bemühen uns, die bestmöglichen organisatorischen 

Rahmenbedingungen für die unabhängige richterliche Tätigkeit zu schaffen und zu erhalten. 



Wir sind bestrebt, die dafür notwendigen Fähigkeiten zu erwerben. 

 

Art. VI. Fairness: 

 

Richterliche Unbefangenheit umfasst auch die Fähigkeit, eigene Vorurteile zu erkennen und 

auf die Wirkung eigener Worte und Handlungen auf andere zu achten. Wir begegnen 

Verfahrensbeteiligten sachlich, respektvoll und äquidistant und gewähren ihnen ausgewogen 

Gehör. Diskriminierende Haltungen und Äußerungen im Verfahren weisen wir bedingungslos 

zurück. 

 

Art. VII. Entscheidungsfindung: 

 

Jede Person, die das Gericht anruft oder einer Straftat beschuldigt vor Gericht steht, darf von 

uns erwarten, dass wir uns sorgfältig mit ihrem Fall befassen und eine qualitätsvolle 

Entscheidung treffen. Dabei nehmen wir uns so viel Zeit wie nötig und entscheiden so zügig, 

wie es unsere Arbeitsbedingungen zulassen. Wir vermeiden es, den Parteien durch 

Zweifelsucht und Ängstlichkeit oder durch Beharrung auf unwesentlichen Förmlichkeiten 

Nachteile zuzufügen. 

 

Art. VIII. Öffentlichkeit und Verständlichkeit: 

 

Die Rechtsprechung setzt zuweilen auch über den Einzelfall hinaus gesellschafts- und 

rechtspolitische Impulse. Sie braucht die Wahrnehmung durch die Öffentlichkeit. Wir 

bemühen uns daher, in unseren mündlichen und schriftlichen Äußerungen allgemein 

verständlich zu sein. 

 

Art. IX. Außerdienstliches Verhalten: 

 

Wir prüfen sorgfältig und kritisch, ob uns unsere Handlungen oder Äußerungen in die Gefahr 

von Abhängigkeiten bringen oder auch nur einen solchen Anschein erwecken können. Dies 

gilt auch für unser privates Verhalten, soweit wir damit rechnen müssen, dass dadurch in der 

Öffentlichkeit unsere Glaubwürdigkeit als Richterinnen und Richter infrage gestellt werden 

kann. Wir sind überzeugt, dass der Beitritt zu einer politischen Partei oder parteipolitische 

Tätigkeiten einer Richterin oder eines Richters der Glaubwürdigkeit der unabhängigen, 

parteipolitisch unbeeinflussbaren und nicht an Interessenverbände gebundenen 

Gerichtsbarkeit schaden können. 

 

Art. X. Gesellschaftliche Einflüsse: 

 

Das Richteramt ist ein fundamentaler Bestandteil unseres gesellschaftlichen Gefüges. 

Richterliche Arbeit beeinflusst dieses Gefüge, wird aber auch von ihm beeinflusst. Wir sind 

uns bewusst, dass richterliche Entscheidungen tiefgreifende Auswirkungen auf die 

Lebensverhältnisse der Menschen haben. Wir achten daher bei der Ausübung unseres Amtes 

stets auf diese Zusammenhänge und gehen mit unserer Verantwortung gewissenhaft um. 

 

Im Zuge eines großangelegten moralischen Reinigungs- und Erneuerungsprozess müssen die 

traditionellen pädokriminellen Strukturen in Österreich und weltweit erkannt, unterbrochen, 

aufgelöst und geheilt werden. 
 
 



 

Papst Franziskus: Verbrechen des Missbrauchs ausmerzen 

 

Zum Abschluss eines viertägigen Gipfeltreffens im Vatikan zu sexuellem Missbrauch in 

der katholischen Kirche hat Papst Franziskus Missbrauch durch Geistliche als 

besonders problematisch bezeichnet. Im Bereich der Kirche sei dieser "noch 

schwerwiegender und skandalöser" als in anderen Bereichen der Gesellschaft, weil er 

"im Gegensatz zur moralischen Autorität" der Kirche und deren "ethischen 

Glaubwürdigkeit" stehe. 

Franziskus gebrauchte in seinem Schlusswort zu der Tagung starke Worte: Ein 

Priester, der Kinder missbrauche, werde "zu einem Werkzeug Satans", 

Kindesmissbrauch erinnere ihn an heidnische Menschenopfer. "Kein Missbrauch darf 

jemals mehr vertuscht werden, wie dies in der Vergangenheit üblich war", forderte er. 

Denn das Vertuschen fördere die Ausbreitung dieses Übels.  

Die Kirche werde alles tun, um jeden Missbrauchstäter der Justiz zu übergeben, 

versicherte er. Dafür brauche es jedoch "einen Mentalitätswechsel". Franziskus 

betonte den Zusammenhang zwischen sexuellem Missbrauch und Macht. In allen 

Einrichtungen der Kirche müsse wirksame Präventionsarbeit geleistet werden. An die 

Stelle einer Haltung, der es um die Verteidigung der Institution gehe, müsse den 

Opfern Vorrang gegeben werden. 

  



Kommentar Schönborn zum Thema Verzeihen: 

„Christliches Verzeihen geht nur, wenn es eine wirkliche Aufarbeitung von Schuld 

gegeben hat, eine echte Einsicht, ein Schuldbekenntnis und eine Wiedergutmachung 

in irgendeiner Form.“ 

Staatsakt Geste der Verantwortung zur Erinnerung an das Unrecht an Heimkindern am 17. 

November 2016 im Historischen Sitzungssaal im Parlament 

  

Nationalratspräsidentin Doris Bures: Staatsakt kann und soll keinen Schlusspunkt 

unter offene Diskussionen und Aufarbeitung setzen Wien (PK) -  

In der Zweiten Republik haben tausende Kinder in Heimen der öffentlichen Hand und 

der Kirche unvorstellbares Leid und großes Unrecht erfahren. Sie haben brutale 

Gewalt, Demütigung und Missbrauch erlitten, statt Liebe, Schutz und Fürsorge zu 

erfahren. Staat und Kirche haben bei diesen Verbrechen zu lange weggesehen.  

Vielen Betroffenen dieser Gewalt ist nicht nur die Kindheit geraubt worden. Die 

dunklen Erlebnisse haben einen Schatten über ihr ganzes Leben geworfen. Das 

Erlittene ist - oft bis heute - eine Bürde, die eine glückliche Existenz erschwert. Der 

Mantel des Schweigens über diese unfassbaren Taten ist seitens der Politik und der 

Kirche erst vor wenigen Jahren gelüftet worden. Es folgte das von großer 

Ernsthaftigkeit getragene Bemühen vieler Personen, Institutionen und Kommissionen 

das Geschehene aufzuarbeiten. Geste ist eine Station auf dem langen Weg der 

Aufarbeitung 

Auf Initiative von Nationalratspräsidentin Doris Bures findet am 17. November, um 

17.00 Uhr, ein Staatsakt im Parlament statt. Das offizielle Österreich und die Kirche 

wollen mit dieser "Geste der Verantwortung" zum Ausdruck bringen, dass die Republik 

das unfassbare Leid der Betroffenen mitsamt seiner lebenslangen Konsequenzen 

anerkennt und Lehren aus dem geschehenen Unrecht gezogen hat. Republik und 

Kirche kommen damit einer langjährige Forderung der Betroffenen nach. 

Neben Nationalratspräsidentin Doris Bures und Bundesratspräsident Mario Lindner 

werden Bundeskanzler Christian Kern, Vizekanzler Reinhold Mitterlehner, Kardinal 

Christoph Schönborn und der steirische Landeshauptmann Hermann Schützenhöfer 

Reden halten.  

Parlamentskorrespondenz Nr. 1260/2016 (Zeichen von Demut)  

Parlamentskorrespondenz Nr. 1257/2016 (Rede Bundesratspräsident Lindner)  

Parlamentskorrespondenz Nr. 1256/2016 (Rede Nationalratspräsidentin Bures)  

Parlamentskorrespondenz Nr. 1254/2016 (Staatsakt kein Schlussstrich)  

Parlamentskorrespondenz Nr. 1230/2016 (Anerkennung des Leidens)  

Parlamentskorrespondenz Nr. 1217/2016 (Reminder zum Staatsakt)  



Schönborn: Nur Wahrheit macht frei 

Mitterlehner: Mensch sein heißt, verantwortlich zu sein 

Schützenhöfer: Es wurde weggeschaut 

Kern: Kindheit der Betroffenen leider oft die Hölle gewesen 

Die Kindheit der Betroffenen sei leider oft die Hölle gewesen, versuchte Bundeskanzler 

Christian Kern das Unfassbare zu benennen. "Den Betroffenen ist mehrfaches Leid 

widerfahren: Zuerst mussten sie den Missbrauch erleben, danach wurden sie mit ihren 

Erfahrungen ignoriert", so der Bundeskanzler. 

Heute sei das Wichtigste, dass die Betroffenen ihre Würde zurückerhalten und dass 

wir ihnen zuhören würden. "Über die Erfahrungen und Erlebnisse der ehemaligen 

Heimkinder zu sprechen, ist nahezu unerträglich", sagte Kern. Das in den Heimen 

Geschehene zähle zu den dunkelsten Schattenseiten unserer Republik. 

 

Für Nationalratspräsidentin Bures ist es dabei von großer Bedeutung, dass die Geste 

der Verantwortung nur eine Station auf dem langen Weg der Aufarbeitung des 

geschehenen Unrechts sein kann. "Die Geste kann und soll keinen Schlusspunkt unter 

offene Diskussionen und unter die Aufarbeitung setzen. Es geht darum, dass Staat und 

Kirche gemeinsam das Unrecht benennen und anerkennen", so Doris Bures. Mahnung 

für die Zukunft Die Veranstaltung soll zur Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit 

beitragen; sie dient der Erinnerung an die Vergangenheit, ist gleichzeitig Mahnung für 

die Gegenwart und Auftrag für die Zukunft. 

"Auch heute sind viele Menschen in unserer Gesellschaft auf Hilfe und Obhut in 

Heimen angewiesen: Kinder, Menschen mit Behinderungen, Kranke und immer mehr 

alte, pflegebedürftige Frauen und Männer.  

Vieles hat sich zum Besseren verändert. Aber wir müssen dennoch sehr wachsam 

sein, denn die Würde von Menschen ist dort besonders leicht verletzlich, wo 

Abhängigkeit besteht.  

Es liegt leider nicht in unserer Macht, Missbrauch und Gewalt durch einzelne Täter für 

immer zu verhindern. Was aber in unserer Macht und in unserer Aller Verantwortung 

liegt, ist zu verhindern, dass Missbrauch und Gewalt wie einst still geduldet, 

systemisch vertuscht und kollektiv geleugnet werden", so die Botschaft der 

Nationalratspräsidentin. 

 

 



Forderung: Rechtsstaatlichkeit per Definition ist wieder herzustellen 

Ein Rechtsstaat ist ein Staat, der einerseits allgemein verbindliches Recht schafft und 

andererseits seine eigenen Organe zur Ausübung der staatlichen Gewalt an das Recht 

bindet. 

Die verfassungsmäßige Bindung durch Recht und Gesetz legitimiert das Handeln einer 

Regierung, Gesetzgebung oder Verwaltung und schützt vor staatlicher Willkür. Das 

Prinzip des Rechtsstaats zielt damit auf Maßhaltung bei allem staatlichen Handeln ab, 

verhilft aber gleichzeitig dazu, im Rahmen der Verfassung gesetzte Staatsziele zu 

verwirklichen. Mit dieser Beschränkung eröffnet die Staatsverfassung dem Einzelnen 

die Freiheit, seinen durch die Grundrechte garantierten Handlungsspielraum zu 

nutzen. Ziel dabei ist die Gewährleistung von Gerechtigkeit im Verhältnis der Bürger 

untereinander, weil sie sich unter einem allgemeinen Gesetz der Freiheit vereinen. 

Von großer Bedeutung ist das Rechtsstaatsprinzip insofern, als es einen übergreifend 

wirksamen Staatsmodus zum Ausdruck bringt, denn das gesamte Handeln des 

Staates ist verbindlich daran gebunden. Zugrunde liegt damit das Primat des Rechts, 

dessen funktionale Einzelelemente die Rechtsbindungswirkung und der 

Gesetzesvorbehalt zum Ausdruck bringen. Da der Begriff des Rechtsstaates außer in 

Art. 28 Abs. 1 Satz 1 Grundgesetz (GG) nicht genannt ist, hat das 

Bundesverfassungsgericht bereits in einer frühen Entscheidung bestimmt, dass die 

Rechtsstaatlichkeit aus der Gesamtkonzeption des Grundgesetzes zu folgern ist. 

Rechtsstaatlichkeit ist eine der wichtigsten Forderungen an ein politisches 

Gemeinwesen und dient zusammen mit anderen Strukturierungen (z. B. dem 

Subsidiaritätsprinzip) einer Kultivierung der Demokratie. 

Quelle Wikipedia https://de.wikipedia.org/wiki/Rechtsstaat 
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Forderung in  eigener Sache: Herbert Szlezak muss rehabilitiert und von den 

Schadensverursachern entschädigt werden 

Der Lehrer Herbert Szlezak hat als Milizoffizier den Eid auf sein Vaterland, die Republik 

Österreich geschworen, sein Volk und die verfassungsmäßigen Einrichtungen mit all 

seinen Kräften  zu schützen. Im Rahmen seines Berufes als Lehrer in Wien hat er seine 

Schutz- und Aufsichtsplicht gegenüber seiner ihm anvertrauten Schüler konsequent 

erfüllt und bei Gefahr in Verzug dem Schwur und seinem Gewissen folgend über 20 

Jahre auf eigene Kosten Geschäftsführung ohne Auftrag für die Republik durchgeführt.  

Das hat ihm bisher Gerichtsschulden in der Höhe von 50 000 Euro eingebracht. Der 

verursachte Gesamtschaden liegt weit höher und ist durch einen Sachverständigen zu 

ermitteln. 

Herbert Szlezak muss im Rechtsstaat Österreich rehabilitiert und entschädigt werden. 

Um seine vollständige Rehabilitation zu ermöglichen, muss der Justizminister Dr. Josef 

Moser nun, nach Kenntnis der Aktenlage als ersten Schritt der Wiedergutmachung 

beim Bundespräsidenten einen Antrag auf Begnadigung im Strafrechtsverfahren 91Hv 

93/17p-1/6  stellen, weil das Urteil zu Unrecht ergangen ist. Diesem muss dann vom 

Bundespräsidenten stattgegeben werden. 

In weiterer Folge wird die Wiederaufnahme der Zivilrechtsverfahren 

Arbeitsrechtsprozess gegen Kündigung GZ 8Cga 139/07d und Folgeprozess gegen 

den Anwalt wegen Vertretungsfehlern und Fristversäumnis 24 Cg 188/11k-9 sowie der 

Schulbrüderprozess wegen Unterlassung - Ruf und Kreditschädigung 27Cg 15/12t-37 

und 23Cg 11/14b-72 und der guten Ordnung halber auch für das gegenständliche 

ungerechte Strafrechtsverfahren 91Hv 93/17p-1/6  beantragt. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 
 



Internetportal  Portal der Opferoffensive 

Die Opferschutzorganisation Opferoffensive wurde 2009 von Herbert Szlezak und 

Angela Kreilinger als Bewegung für Opferschutz und gegen Machtmissbrauch und 

Gewalt mit dem Schwerpunkt Aufdeckung und Bekämpfung struktureller (sexueller) 

Gewalt ins Leben gerufen. Die Schwerpunkte unserer Arbeit sind: 

Errichtung von AUA zur Missstand-Analyse 

Erforschung und Aufklärung struktureller Gewalt  

Download-Formulare für Mustereingaben und Musterrechtsmittel 

Opferbetreuung durch finanzielle Unterstützung, Prozess- und 

Behördenwegbegleitung 

Bürgerinformation Medienarbeit, Demonstrationen und Kundgebungen 

Bürgerinformation 

Auf der Webseite der Opferoffensive  berichtet die Aktionsplattform Bürgerdemokratie 

statt Parteiendiktatur regelmäßig über die Erkenntnisse des von ihr eingesetzten 

außerparlamentarischen unabhängigen Bürgeruntersuchungsausschüsse – kurz AUA 

genannt. 

Dabei werden alle Aktivbürger um die Übermittlung sachdienlicher Hinweise und 

Informationen wie Zeugenaussagen, Akten, Beschlüsse, Gerichtsurteile, Fotos, 

Sachverhaltsdarstellungen, Videos und weitere Beweismittel zur internen Prüfung 

ersucht. Als weiteres Instrument dient die Durchführung eines Lokalaugenscheins. 

Die Informationen richten sich an unsere bürgerliche Gesellschaft, an Politiker und 

Amtsträger, Journalisten und an jedermann, der sich betroffen fühlt. 

Eine umfangreiche Videodokumentation finden Sie unter  

https://www.opferoffensive.at/videosammlung 

 

 

 

 

 

 

https://www.opferoffensive.at/videosammlung


Opferoffensive Buch- und Online Shop 

Diese Bücher können Sie bereits jetzt auf dem Internet-Portal der Opferoffensive unter 

www.opferoffensive.at vorbestellen. Wir garantieren die postalische Zusendung auch 

nach einer möglichen Beschlagnahme durch die Behörden. 

 

Dr. Wolfgang Lederbauer 

BUWOG – eine unbequeme Wahrheit 

Herausgeber Opferoffensive 

Mit einem Vorwort von Herbert Szlezak 

Ergebnisse 

Bürgeruntersuchungsausschuss AUA  

Wer bietet weniger? 

Die BUWOG als Schnäppchen, ein 

Sittenbild "Ist unsere Republik ein 

Geschäftsmodell?" 

und 

"Steht der Rechnungshof dabei auch 

noch Schmiere?" 

  

 

Wer bietet weniger? Die BUWOG als Schnäppchen, ein Sittenbild 

„Ist unsere Republik ein Geschäftsmodell?“ 

und 

„Steht der Rechnungshof dabei auch noch Schmiere?“ 

Auszug aus dem Vorwort, Herbert Szlezak 

Tatsache ist: Grasser hat unter Schüssel fast 62.000 Bundeswohnungen privatisiert 

und sich dabei nicht geniert, das ganze Volk über den Tisch zu ziehen.  

Wenn man fast 62.000 Wohnungen mit dem damals aktuellen 

Quadratmeterwohnungspreis multipliziert kommt man locker auf eine Summe von über 

5 Milliarden Euro. Allerdings waren offenbar weder die Regierung, noch das 

Parlament, nicht einmal der Rechnungshof in der Lage, diese Rechnung anzustellen. 

Verkauft wurden die Wohnungen um 961.000.000 €. Zusätzlich zu diesem Kaufpreis 

erfolgte die Übernahme der auf den 61.864 Wohnungen lastenden Schulden in Höhe 



von 1.436,40 Mill. EUR, so dass das Gesamttransaktionsvolumen 2.452,68 Mill. EUR 

betrug. 

Wahrlich ein gutes Geschäft für den Käufer, jeder hätte gerne eine so günstige 

Eigentumswohnung. Es geht die Mär, dass zahlreiche Mitwirkende an diesem Deal mit 

BUWOG Eigentumswohnungen beglückt wurden. 

Grasser hat sich dabei noch besondere Lorbeeren verdient, indem er den Verkauf der 

Wohnungen in mehreren angebotenen Paketen sicherheitshalber verhindert hat. Dies 

hätte nämlich einen Mehrerlös von 140.000.000 € erzielt. Auch die letztendlich, 

klammheimliche Aufhebung der sogenannten "Einweisungsrechte" dürfte auf sein 

Konto gehen. Die Ministerien könnten wahrscheinlich heute noch 

Wohnungskontingente mit ihren Mitarbeitern belegen. Durch die Einweisungsrechte 

wurden außerdem schon im Vorfeld ausländische Investoren abgeschreckt. Wer kauft 

schon eine Wohnung, die er nicht selber belegen kann? 

Natürlich alles im Dienste der Republik und des Nulldefizits - Wir brauchen keinen 

parlamentarischen Untersuchungsausschuss, sondern eine funktionierende Justiz. Die 

Staatsanwaltschaft profiliert sich offenbar immer mehr als "Täterschutzkartell". 

 

Hilfe, Herr Brandstetter - es brennt! 

 

Herbert Szlezak,  

 

KIRCHE & STAAT - EINE 

UNHEILIGE ALLIANZ 
 

 

Mein Krampf mit den traditionell pädokriminellen 

Strukturen in Kirche, Stadt & Staat. 

 

 

  

 

Herbert Szlezak erzählt, was er persönlich erlebt hat. Pragmatisch macht er sich dazu 

seine eigenen Gedanken und kommt unter Einsatz seiner Logik im Resümee zu 

unglaublichen Erkenntnissen. Er erläutert auch Begriffe wie Patriotismus und Nazi-

Punzierung, Unschuldsvermutung, Menschenrechtsheuchelei, Sprachverwirrung wie 

Verbrecher und Verbrecherinnen. 

Wie bei einem Thriller aufgebaut, erhält der Leser einen umfassenden Einblick in bisher 

Verborgenes. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Papst Franziskus warnt davor, die eigenen Sünden zu rechtfertigen und kleinzureden: 

„Du sollst kohärent und authentisch leben und so die Heuchelei besiegen.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wien, am Karfreitag den 19. April 2019 



 


